
Am 26. September 2004 müssen
die Schweizer Stimmberechtigten
einmal mehr zu Vorlagen, welche
eine Verwässerung der Einbür-
gerungsvorschriften vorsehen, an
der Urne befinden. 

Worum geht es?

Mit zwei Vorlagen soll einerseits
die Einbürgerung von ausländi-
schen Jugendlichen der sogenann-
ten zweiten Generation noch ein-
mal erleichtert werden. Dieses An-
sinnen wurde bereits 1983 und
1994 an der Urne abgelehnt. Zu-
dem sollen Ausländer der soge-
nannten dritten Generation auto-
matisch den Schweizer Pass bei
Geburt geschenkt bekommen. Bei-
de Vorschläge gehen zu weit und
sind zu bekämpfen.

Das Ziel der Be-
fürworter ist klar:
Die Zahl der Ein-
bürgerungen in
der Schweiz soll
massiv gesteigert
werden, damit
der Ausländeran-
teil in unserem
kleinen, über-
völkerten Land –
mindestens in
den Statistiken –
gesenkt werden
kann. Dies ist
mehr als eine
kosmetische Än-
derung in der
Bundesverfas-
sung. Die wirkli-
chen Ausländer-
Probleme wer-
den dabei nicht
einmal ansatz-
weise gelöst,
sondern höchs-
tens vertuscht
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Nein zu Masseneinbürgerungen
Seit sich das Bundesgericht willkürlich in Einbürgerungsentscheide
der Gemeinden einmischt, nimmt die Einbürgerungspraxis chaoti-
sche Züge an. In fast allen Kantonen mischen sich Regierungsräte
und Funktionäre dreist – ohne jede Verfassungsgrundlage – in die
Einbürgerungskompetenz der Gemeinden ein. Deshalb unterstützen
wir die Initiative «für demokratische Einbürgerungen» tatkräftig und
legen dieser Ausgabe einen Bogen bei.
Vorerst gilt es aber am 26. September die beiden Vorlagen, welche ein
gigantisches Ausmass an Einbürgerungen zur Folge hätten, mit allen
Mitteln zu bekämpfen. Auf Seite 16 bieten wir ein Flugblatt an, das Sie
auch in grösserer Stückzahl bestellen können. Leider sind wir auch
auf Ihre finanzielle Unterstützung angewiesen. Diesmal fliesst Ihre
Spende direkt in unseren einsamen Kampf gegen die Masseneinbür-
gerungen. Für Ihre tatkräftige Unterstützung danken wir ganz herz-
lich. Ihre SD-Parteileitung

und übertüncht. Wir meinen: Die
Problematik der Einwanderung –
neu meist aus ganz fremden Kul-
turen – muss mit einem schärferen
Ausländer- und Asylgesetz ange-
gangen werden. Ein Einbürgerungs-
recht mit nur noch offenen Türen
bietet keine Lösungsansätze…

Unehrlich

Die Definition der «zweiten und
dritten Ausländergeneration» be-
inhaltet nichts anderes als eine
Mogelpackung. So sind bei der
zweiten Generation nicht etwa
ausländische Staatsangehörige ge-
meint, sondern alle Ausländer, die
wenigstens fünf Jahre ihrer obliga-
torischen Schulzeit in der Schweiz
absolviert haben. Noch krasser ver-
hält es sich bei der «dritten Gene-
ration». Per Definition des Bun-
desrates und einer klaren Mehrheit
des Parlaments sind es nicht etwa
jene Ausländer, die bei uns gebo-
ren, hier aufgewachsen und zur
Schule gegangen sind. Nein, gross-
zügig werden als die dritte Auslän-
dergeneration bereits jene Kinder,
bei denen wenigstens ein Elternteil
nur gerade fünf Schuljahre in der
Schweiz absolviert hat, bezeichnet.

Beispiel gefällig?

Welche Konsequenzen hat nun
diese Neu-Definition? Gehen wir
einmal davon aus, dass ein Junge
aus Albanien mit elf Jahren in die
Schweiz einreist und bei uns noch
fünf Jahre eine Schule besucht. Mit
18 wird er erleichtert eingebür-
gert, denn er gilt nach fünf Schul-
jahren bereits als zweite Generati-
on. Ein Jahr später wird er auf
Grund familiärer Abmachungen
mit einer jungen Frau aus seinem
ehemaligen Heimatland verheira-
tet, die zuvor keinen einzigen Tag
in der Schweiz gelebt hat. Bald
sind Kinder unterwegs, die gemäss
Definition des Bundes bereits
«dritte Generation» sind. Kinder,
denen der Schweizer Pass bereits
in die Wiege gelegt wird. So spielt
es auch keine Rolle, ob die Frau ei-
ne Landessprache beherrscht und
integriert ist. 

Verschärfung im Ausland

Während unser Land die automati-
sche Einbürgerung von jungen
Ausländern einführen will, hat bei-
spielsweise Irland sein Bürgerrecht
soeben erst verschärft. In einer
Volksabstimmung sprachen sich
vor einigen Wochen achtzig Pro-
zent der Iren dafür aus, die Verfas-
sung zu ändern und die automati-
sche Erteilung des Bürgerrechts
aufzuheben. Es gehe darum, Miss-
bräuchen einen Riegel zu schieben
und sich gegen «Bürgerrechts-Tou-
rismus» zu wehren. Solche Überle-
gungen und Argumente gelten
auch für uns. Die anderen europäi-
schen Staaten kennen übrigens
auch keinen Automatismus bezüg-
lich Bürgerrechtserteilung. Ganz
zu schweigen von den Ländern der
Dritten Welt, wo eine Einbürge-
rung, welche Form auch immer,
beinahe gänzlich ausgschlossen ist.

Ein Denkmal für 
Alt-Bundesrätin Metzler?

Die beiden Einbürgerungsvorlagen
sind noch unter der Federführung
von alt Bundesrätin Ruth Metzler
entstanden und stehen zudem un-
ter dem Einfluss des EU-Rechts: So
wollte Frau Metzler auch den Weg
zum Beitritt der Schweiz zur «Eu-
ropäischen Staatsangehörigkeits-
konvention» ebnen. Demnach ist

Keine Verschleuderung 
des Bürgerrechts!

klar: Diese beiden Vorlagen entspre-
chen in keiner Art und Weise unse-
rem schweizerischen Demokratie-
verständnis. Deshalb ist ein doppel-
tes Nein zu den beiden Vorlagen zur
erleichterten, bzw. automatischen
Einbürgerung zwingend!

Bernhard Hess,
Nationalrat
und
SD-General-
sekretär, Bern

Merke: Mit Masseneinbürge-
rungen soll der Ausländer-
anteil massiv gesenkt und un-
ser Land für Einwanderer noch
attraktiver gemacht werden.

Weniger Überfremdung, 
mehr Sicherheit!
Basler Wahlen vom 24. Oktober
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Liebe Mitbürgerinnen 
und Eidgenossen, liebe Gäste
Auch ich möchte Sie alle zu unse-
rer Nationalfeier der Schweizer
Demokraten herzlich begrüssen.
Heute feiern wir den 713. Geburts-
tag unserer Eidgenossenschaft,
und wir sollten uns darüber freu-
en; freuen wir uns, dass wir in
einer staatlichen Gemeinschaft
leben dürfen, die ihre Unabhängig-
keit weit gehend noch bewahren
konnte, und freuen wir uns, dass
wir noch viele Fragen mit Mehr-
heitsentscheiden an der Urne –
oder neuerdings auch per Post –
entscheiden dürfen. Erstes Gebot
ist es also, uns einmal zu freuen!
Unsere Freude soll die Liebe zu un-
serem Land und zu unserem Volk
ausdrücken. Es ist nicht nur Pa-
triotismus, also Liebe zum Vater-
land, es soll auch Liebe zu unserem
Muttervolk, zur eigenen Nation
sein. Liebe zum Land ist nur eine
Sache, liebe zu Volk aber ist Liebe
zu Menschen. Gerade auch im Lich-
te unserer Wurzeln im Christen-
tum ist diese Liebe deshalb höher
zu werten als blosser Patriotismus.
Ich weiss, wir haben heute eine
Feier, die nationale Feier, und es ist
unüblich, anlässlich von Feiern
auch Probleme anzusprechen. Wir
sollten uns einfach freuen über das
Gute im Land. Aber gerade auch
die Liebe zum eigenen Volk und
Land verbietet es, deren Probleme
zu übersehen, zumal diese so be-
schaffen sind, dass sie die Weiter-
existenz der Schweiz auf längere
Sicht bedrohen!
Dass die Schweiz auch Probleme
hat, wer würde es bezweifeln. Aber
welches Land hat keine? Nicht die-
ses ist unser grösstes Problem, son-
dern dass die offizielle Politik, Bun-
desrat und Bundesratsparteien,
ihnen völlig ergebene Medien und
auch die internationalistisch ge-
wordenen Wirtschaftsführer keine
ehrliche Auslegeordnung der Pro-
bleme vornehmen. Sie verbrämen
mit verlogenen Schlagworten ideo-
logisch alles in einem unrealis-
tischen Hickhack zwischen einer
sogenannten Linken und einer
sogenannten Rechten! Beide sind
allerdings Internationalisten und

1.-August-Rede
Globalisten, die einen als sozialis-
tische Regulierungsgläubige und
kryptomarxistische Grüne, die an-
dern als neoliberale Staatsauflöser.
Ich kann mich noch daran erinnern,
als in der Schweiz Querdenkern
eine hohe Wertschätzung entge-
gengebracht wurde. Das ist vorbei.
Die meisten Medien sind extrem
gouvernemental geworden, und es
herrscht nur noch ein öder, aggres-
siver geistiger Konformismus. Der
erneut medial hoch geputschte
angebliche Kampf einer Rechten
gegen eine Linke ist bezogen auf
die modernen Probleme, aber ver-
altet und im übertragenen Sinne ei-
gentlich ein Schattenboxen, das nur
inszeniert wird, um von den echten
Schwierigkeiten, unter welchen un-
ser Land leidet, abzulenken. Denn
diese sind  politisch unbequem! 

Demografieproblem?

Ein solches verlogenes Schlagwort
aus der aktuellen Politik ist das so
genannte «Demografieproblem».
Wird zufälligerweise einmal hinter-
fragt, was denn damit gemeint sei,
so erhält man meist die verlegene
Antwort, die Menschen würden in
der Schweiz immer älter. Dabei ist
das gar nicht die richtige Antwort.
Dass die Menschen  immer älter
werden, ist nämlich nichts Neues.
Seit Urzeiten bis in die Moderne ist
das schon immer so gewesen, welt-
weit! Aber etwas anderes ist ein
echtes Problem: Die Einwande-
rungswelle der Fünfziger- und
Sechzigerjahre des letzten Jahrhun-
derts hat einen Berg von älteren
Jahrgängern erzeugt, der nun kurz
vor der Pensionierung steht und
die Altersversorgung bedroht. Diese
Dinge werden aber kaum je er-
wähnt! Das meine ich mit Unehr-
lichkeit bei der politischen Auslege-
ordnung der Probleme der Schweiz!
Ich sehe für unser Land fünf
Hauptpunkte: zwei grössere, drei
kleinere. Die sogenannte «Wachs-
tumsschwäche» ist nicht dabei! Ich
beurteile die vor allem von Ökono-
mie-Professoren entfesselten dies-
bezüglichen Ängste als reine Mas-
senhysterie.
Beginnen wir mit den kleinen: es
sind dies die Versicherung gegen
Krankheit und Invalidität, die zu-
nehmende Durchseuchung unse-
rer Jugend mit Rauschgiften und
die Verdrängung unserer Landes-
sprachen durch das Englische. Wir
müssen uns nicht wundern, wenn
unsere Krankenkassenprämien
immer teurer werden, wenn man
zum Beispiel erfährt, dass Männer

sich chirurgisch und medika-
mentös zu Frauen umbauen las-
sen, und das auf Kosten der Kran-
kenkassen! Das ist nur ein Beispiel,
es gibt andere! Das sogenannte
Drogenproblem ist kein Problem
der Gesetzgebung, sondern des
Vollzugs. Geltende Gesetze sind
endlich anzuwenden, und die dazu
nötigen Mittel sind bereit zu stel-
len! Das käme immer noch viel bil-
liger als die Folgen des Problems.
Der Verlust der Muttersprache ist
der Verlust eines Stückes Heimat,
und zwar eines sehr wichtigen
Stücks. Wer daran zweifelt, soll
sich einmal überlegen, wie in un-
serer Öffentlichkeit praktisch nur
noch englischsprachige Gesänge
dargeboten werden und unsere
Jugend deshalb auch kaum noch
etwas anderes singt! Englisch ist
eine Allerweltssprache. Nur die
Muttersprache kann das warme
Gefühl von Heimat vermitteln!

Zuwanderung trotz Rezession

Wir kommen zu den grösseren
Problemen. Das eine ist inzwi-
schen über hundert Jahre alt und
war schon immer zentrales Anlie-
gen unserer Partei: die andauernde
Masseneinwanderung in unser
Land, und zwar nicht etwa nur von
Asylbewerbern, die nur eine Min-
derheit sind, sondern von ganz ge-
wöhnlichen Fremdarbeitern und
Stellensuchenden! Und unsere
Partei, damals noch als Nationale
Aktion, war in ihrer Kernkompe-
tenz früher sehr erfolgreich: in den
Sechzigerjahren des letzten Jahr-
hunderts betrug das Bevölkerungs-
wachstum – zur Hauptsache durch
Einwanderung – noch 15 Prozent.
Es verminderte sich in den Siebzi-
gern auf ein einziges Prozentchen.
In den Achtzigern stieg es aller-
dings bereits wieder auf 8 Prozent,
um in den Neunzigern noch höher
zu klettern, und das trotz Wirt-
schaftsrezession! 
Die andauernde Masseneinwande-
rung führt nicht etwa bloss zum
Problem der Überfremdung sämtli-
cher Bereiche. Dieses liesse sich
durch den Prozess der kulturellen
Assimilation noch entschärfen, we-
nigstens teilweise. Es ist auch eine
Frage der Bevölkerungsdichte!
Und die ist weit gehend unum-
kehrbar! Die Dichte der Bevölke-
rung im Schweizer Mittelland ist
weltweit eine der höchsten, näm-
lich die zweitdichteste hinter
Bangladesch! Eine riesige gesichts-
lose,  kosmopolitische Grosstadt
ohne Vermittlung von Heimatge-
fühlen und Möglichkeit politischer
Eigenständigkeit ist im Entstehen
begriffen. Wenn wir die auf dem
nordamerikanischen Kontinent
üblichen Kriterien anwenden, ha-

ben wir bereits heute eine Mega-
lopolis, die fast ohne grüne Zwi-
schenräume von Chancy im Kan-
ton Genf bis St. Margrethen im
Kanton St. Gallen reicht.
Die unaufhörlich wachsende Be-
völkerung bildet eine Bedrohung
für unsere Umwelt und natürli-
chen Lebensgrundlagen, unsere
Landschaft, das einheimische
Wildleben, aber auch das Überle-
ben einer Schweizer Bauernsame.
Auch die industrialisierte Nutztier-
haltung gehört in diesen Zusam-
menhang. Sie führt gewissermas-
sen zu einer Übervölkerung mit
Nutztieren, die durch ihre Aus-
scheidungen die Sauberkeit insbe-
sondere auch der Gewässer be-
droht. Es gibt also durchaus einen
Zusammenhang zwischen Tier-
schutz und Umweltschutz, nicht
nur wegen der Gentechnologie.
Kommt hinzu, dass fast alle politi-
schen Parteien sich zwar zum
Umweltschutz bekennen. Sie ver-
stehen ihn aber ausschliesslich
technokratisch. Echter Schutz der
Umwelt, unserer wichtigsten Le-
bensgrundlage, ist aber keine Frage
vor allem des technischen Einsat-
zes und damit von Geld, sondern
eine der Vorbeugung! Übergrosse
Belastungen durch konzentrierte
Menschenmassen, aber auch Indus-
trien sollten vermieden werden. 
Letztlich kommt es auch zu einem
ganz banalen Raummangel und
Platznot. Wir kennen dies vor allem
vom Verkehr, und zwar nicht nur
vom Privatverkehr, auch beim öf-
fentlichen. Auch das Schienennetz
ist an eine Grenze seiner Kapazität
angelangt. Wir können noch so viel
Geld bereitstellen für den Ausbau
von Verkehrsinfrastrukturen und
Strassen, das Angebot rennt der
Nachfrage einfach hinterher!
Natürlich können wir eine weitere
Gotthardröhre bauen, aber der Ver-
kehrszusammenbruch findet nicht
vornehmlich am Gotthard statt,
sondern in den Agglomerationen.
Schliesslich bringt eine hohe Be-
völkerungsdichte – übrigens auch
die Überfremdung – seelische und
psychiatrische Belastungen. Las-
sen Sie sich dies von einem Psy-
chiater sagen. Seelische Erkran-
kungen nehmen zu, aber zum
Beispiel auch die Kriminalität. Der
Nobelpreisträger Konrad Lorenz
hat wissenschaftlich nachgewie-
sen,  dass es einen Zusammenhang
gibt zwischen einer hohen Bevöl-
kerungsdichte und einem erhöh-
ten Pegel von Aggressivität und
roher Gewalt. Die gesunde Seele
braucht Raum, Distanz, Ellbogen-
freiheit, ein eigenes Revier. Nur das
ist Freiheit! Leben in National-
staaten ohne freien Personenver-
kehr wird dadurch zur natürlich
vorgegebenen Lebensweise. Die bei

Jean-Jacques
Hegg,
e. Nationalrat,
Dübendorf
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allen Menschen angeborene Frem-
denfurcht oder Xenophobie ist der
instinktive Ausdruck dieser Ableh-
nung lebensbedrohlicher Übervöl-
kerungssituationen. Die politische
Hauptströmung hält diese Erkennt-
nisse jedoch unter dem Deckel, be-
treibt das Gegenteil und wundert
sich, dass es nicht funktioniert.

Erstrebenswertes Wachstum?

Im Grunde haben wir durch unse-
re Einwanderungspolitik, unseren
Lebensraum verkauft und den Ge-
winn sofort wegkonsumiert. Unse-
re heutigen Probleme gehen zum
überwiegenden Teil hierauf zu-
rück! Selbst gebildeten Leuten will
das offenbar nicht in den Kopf!
Kürzlich hat ein Journalist mit ei-
ner oberflächlich materialistischen
Begründung behauptet, die zweite
Hälfte des 20. Jahrhunderts sei die
beste Zeit für die Schweiz gewesen.
Mein Widerspruch in einem Leser-
brief wurde selbstverständlich un-
ter den Tisch gewischt.
In dieses bereits übervölkerte und
überindustrialisierte Land hinein
platzen nun Ökonomen mit ihrer
Forderung nach Wachstum. Zwar
beteuern sie scheinheilig, sie
meinten dabei nur wirtschaftliches
Wachstum. Aber erstens ist Wirt-
schaftswachstum nicht möglich
ohne Personal, und zwar gut aus-
gebildetes Personal, und zweitens
führt auch eine Steigerung der
Wirtschaftstätigkeit zu einer zu-
nehmenden Umweltbelastung.
Überhaupt wird mit dem Ausdruck
Wachstum sprachliches Schind-
luder getrieben. Die Umweltbewe-
gung hat die Forderung nach
Nachhaltigkeit aufgestellt, worauf
die Ökonomen sofort mit dem
Schlagwort vom nachhaltigen
Wachstum gekommen sind. Dabei
ist das ein Widerspruch in sich
selbst. Was wächst, ist nicht nach-
haltig, und was nachhaltig ist,
wächst nicht. Die Umweltbewe-
gung hat die Forderung nach
nachhaltiger Entwicklung, nicht
nach Wachstum gestellt.
Überhaupt möchten die Ökono-
men, aber auch EU-Befürworter,
Richter und ein grosser Teil die
Publizistik-Politik auf Wirtschafts-
politik reduzieren. Wir müssen
hart dagegenhalten. Auch ich bin
selbstverständlich der Meinung,
dass das Problem der Arbeitslosig-
keit, das mit sogenanntem Wirt-
schaftswachstum behoben werden
soll, sehr ernsthaft ist. Nur – mit
der Zustimmung zu den bilatera-
len Verträgen eins mit der EU hat
der Stimmbürger akzeptiert, dass
diese in der Schweiz mindestens so
gross sein wird wie in den umlie-
genden EU-Staaten. Wer etwas
anderes behauptet, lügt einfach

den Bürger an. Schaffen wir in der
Schweiz nämlich zusätzliche Ar-
beitsplätze, werden sie zum gröss-
ten Teil mit EU-Bürgern besetzt
werden, welche hochoffiziell die
gleichen Rechte beanspruchen
können wie Schweizer. Es ist ein
Kampf gegen Windmühlen. Und da
die EU mit ihren Osterweiterungs-
plänen noch sehr lange sich mit
Arbeitslosigkeit herumschlagen
wird, lässt sich daran auf absehbare
Zeit auch nichts mehr ändern. Wer
das nicht wollte, der hätte Nein
sagen müssen zu den bilateralen
Verträgen. Eine eigenständige
Schweizer Arbeitsmarktpolitik ist
nun einfach nicht mehr möglich.

Gewaltiges Gebundendefizit

Wir kommen zum letzten grossen
Problem, das gerade auch in un-
sern Kreisen viel zu wenig einge-
sehen wird: die Schweiz hat eine
viel zu tiefe Geburtenziffer. Die
Entwicklung der bevölkerungs-
mässigen Überfremdung hat näm-
lich zwei Ursachen: zum einen die
Einwanderung, zum anderen aber
auch die durch ein gewaltiges
Geburtendefizit verursachte
Schrumpfung der eingeborenen
Bevölkerung! Während vor 40, 50
Jahren noch ausschliesslich die
Einwanderung im Vordergrund
des Problems stand, ist es in der
Zwischenzeit zu einem Zweifron-
tenkampf geworden. Wir erleben
in der Schweiz einen eigentlichen
Absturz der Geburtenziffer. 1964
wurden in der Schweiz noch
112’000 Kinder geboren, die meis-
ten Schweizer. Im Jahr 2003 ist
diese Zahl auf 71’000 abgestürzt,
alle Ausländergeburten, Eingebür-
gerten und Sprösslinge binationa-
ler Ehen mitgezählt! Und die Zahl
sinkt weiter ab! Damit stirbt das
eingeborene Volk mit Riesen-
schritten aus; übrigens auch die
früher Eingewanderten und nun
kulturell Assimilierten! Schlim-
mer noch: der Tatbestand dient
Demagogen als Rechtfertigung für
noch mehr Einwanderer! Kein
Staat kann aber überleben, dessen
Staatsvolk so schnell ausstirbt! 
Wir brauchen also dringend eine
bessere Familienpolitik, zumal in
der Zwischenzeit die Abtreibung in
der Schweiz praktisch freigegeben
wurde. Erinnern Sie sich daran,
wenn sie am 26. September zur
Urne gehen! Natürlich ist es mehr
als nur ein Schönheitsfehler, wenn
nicht erwerbstätige Mütter nichts
bekommen sollen. Bei einem Nein
erhalten sie aber auch nichts!
So, und nun habe ich Ihnen mein
Herz ausgeschüttet! Ich wünsche
Ihnen aller Widerwärtigkeiten zum
Trotz eine fröhliche und besinnli-
che 1.-August-Feier! 

1.-August-Feier 2004 der Schweizer
Demokraten in der Rheinstadt Basel

Eine Bildreportage von Martin Eggler, Grossratskandidat Kleinbasel

Nach dem musikalischen Auftakt
des Ländler-Trios Sternenberg,
Hofstetten,…

…begrüsste
SD-BS Präsi-
dent Markus
Borner als Gast-
geber die gut
hundert Gäste
aus der ganzen
Schweiz. Borner
betonte, dass die

Schweizer Demokraten als einzige
Partei in der Schweiz eine offiziel-
le 1.-August-Feier durchführten. 

Nach der sehr
eindrücklichen,
auf 5 Hauptpro-
blemen aufge-
bauten Anspra-
che von alt-NR
Dr. med. Jean-
Jacques Hegg,
Dübendorf,

wurde das Mittagessen serviert. 

Patriotisch und stets gut gelaunt
präsentierte sich die Fricktaler
Delegation nach dem Dessert.

Ein weiterer Höhepunkt des Nach-
mittags war sicher der Auftritt des
Jodlerclubs Alphüttli, Basel, wel-
cher stimmungsvolle und heimat-
liche Klänge in den gemütlichen
hochsommerlichen Garten brachte.

Zwischendurch erheiterte der
Kleinbasler Kabarettist Renato
das Publikum mit seinen gelunge-
nen Nummern. 

Das Publikum amüsierte sich
köstlich…

…selbst den Zürchern, welche
bekanntlich etwas Mühe mit dem
ureigenen Basler Humor haben,
schien es zu gefallen.

Die Feier musste leider unter Poli-
zeischutz stattfinden: Schon Wo-
chen zuvor riefen militante Linke
zu Gewaltaktionen gegen diesen
friedlichen, traditionellen Anlass
auf. Glücklicherweise verliefen un-
sere Feierlichkeiten zum Geburts-
tag unserer Heimat störungsfrei.

SD-Zentralprä-
sident Rudolf
Keller, Frenken-
dorf, themati-
sierte in seiner
Festansprache
den Mythos Tell.
Anschliessend
wurde gemein-

sam die Landeshymne gesungen.
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EURO 2004: Schweizer und «Schweizer»

Initiative «für demokratische Einbürgerungen»

Nein zur Verschleuderung des Bürgerrechts

Die vor wenigen Wochen lancierte
Volksinitiative «für demokratische
Einbürgerungen» verfolgt das Ziel,
die Mitsprache der Stimmbürge-
rinnen und Stimmbürger bei Ein-
bürgerungsentscheiden in der Ver-
fassung abzusichern. 

Kein Rekursrecht!

Die Initiative legt fest, dass der
Einbürgerungsentscheid auch in
Zukunft in der Gemeinde getroffen
wird. Den Stimmbürgern steht das
Recht zu, das in der Gemeinde für
Einbürgerungen zuständige Organ
abschliessend zu bestimmen. Die
Kompetenz kann der Exekutive,
dem Gemeindeparlament, einer
vom Souverän gewählten Einbür-
gerungskommission übertragen
werden. Der Souverän kann den
Entscheid aber auch sich selber
reservieren – wobei er an der Ge-
meindeversammlung oder an der
Urne getroffen werden kann. Wich-
tig: Der Entscheid, den das vom
Stimmbürger als zuständig erklär-
te Organ trifft, ist endgültig. Ein
Rekurs dagegen ist nicht möglich. 

Gegen die Entmachtung 
des Souveräns

Damit soll die Rechtsunsicherheit,
welche vor einem Jahr das Bundes-
gericht mit zwei umstrittenen
Urteilen geschaffen hat, beseitigt
werden. Das Bundesgericht will –
es verstösst damit klar gegen die
Bundesverfassung – die Gemein-
den und die Stimmbürger bei der
Bürgerrechts-Erteilung schlicht
und einfach entmachten. Ein Sou-
verän, der negative Einbürge-
rungsentscheide «begründen»
muss, ist nicht mehr der Souverän,
das höchste Organ im Staat. Es gä-
be dann eine neue, dem Souverän
übergeordnete Behörde, dem ge-
genüber sich der Stimmbürger für
sein Verhalten an der Urne oder in
einer offenen Versammlung künf-
tig rechtfertigen müsste. 
In der Bundesverfassung wird den
Stimmbürgern bei der Ausübung
ihrer politischen Rechte (Art. 34,

Abs. 2) ausdrücklich garantiert,
nach «freier Willensbildung» und
mit «unverfälschter Stimmabga-
be» entscheiden zu können. Diese
Verfassungsgarantien werden mit
Füssen getreten, wenn der Sou-
verän seinen Einbürgerungsent-
scheid künftig begründen müsste.
Faktisch würde ihm der freie Ent-
scheid genommen. Zu Bürger-
rechtsgesuchen dürfte er eigent-
lich nur noch rituell Ja sagen. 

Nein zu Masseneinbürgerungen

Dies ist ein unerträglicher Eingriff
von Oberbehörden gegen die direk-
te Demokratie, mit einem leicht
durchschaubaren Ziel. Die Absicht
ist, Tür und Tor für Masseneinbür-
gerungen zu öffnen. Wohl in der
Hoffnung, jahrelanges Versagen in
der Ausländer- und Asylpolitik
könne mit dem Mittel von Mas-

seneinbürgerungen vertuscht wer-
den. Als könnte – zum Beispiel –
die alarmierend hohe Ausländer-
kriminalität dadurch beseitigt wer-

Von
Nationalrat 
Ulrich Schlüer,
Flaach ZH

Viele, sehr viele eingebürgerte
Schweizer sind bessere Schweizer
als «echte» Schweizer, deren
Vorfahren schon bei Sempach
(oder eventuell schon beim Rütli-
schwur?) dabei gewesen sein wol-
len – wenigstens behaupten das
gewisse Leute. Das sieht man am
besten, wenn man Unterschriften
für Initiativen oder Referenden
sammelt. Hier nur zwei Beispiele:
Bei einer früheren Initiative gegen
die Einwanderung haben bei acht
Unterschriften auf dem Bogen vier
Ehepaare unterschrieben; zwei
Personen trugen schweizerische
Namen, vier Personen italienische
Namen (rein theoretisch könnten
es auch Tessiner gewesen sein,
aber eher unwahrscheinlich) und
zwei Namen trugen die Endung
«ic». Ich habe mir diesen Bogen
speziell gemerkt und nach der
Beglaubigung durch die Gemeinde
kontrolliert. Alle acht Unterschrif-
ten waren gültig. Zweites Beispiel:
Bei der jetzt laufenden (bzw. «ab-
gelaufenen») Initiative «Begren-
zung der Einwanderung aus Nicht-
EU-Staaten» haben wir u.a. vor
dem Abstimmungslokal der Ge-
meinde Obersiggenthal bei Baden
Unterschriften gesammelt. Abgese-
hen von der Tatsache, dass rund die
Hälfte der Stimmenden die Initia-
tive ohne lange Diskussion unter-
schrieben haben, war bemerkens-

wert, dass ein gutes Viertel der 
Unterzeichnenden eingebürgerte
ehemalige Ausländer waren, zu-
meist aus den ehemaligen Ost-
blockstaaten wie Ungarn, Teche-
choslowakei, ehemaliges Jugos-
lawien. Aber auch ehemalige
Italiener haben unterschrieben.
Das Gegenteil konnte man
«schön» anlässlich der EURO 04 in
Portugal feststellen. Hier einige
Beispiele: Bei jedem von unserem
Schweizer Fernsehen übertra-
genen Spiel trat je ein Anhänger
der beiden Mannschaften auf.
Beim Spiel Kroatien – Schweiz trat
unser famoser Mister Schweiz
2003 auf. Er betrat das Fernsehstu-
dio mit umgehängter kroatischer
(!) Fahne und stellte sich als An-
hänger von Kroatien vor. Übrigens:
nach Aussagen von Bekannten soll
dieser Mister «Schweiz» seinen Ti-
tel nicht hier in der Schweiz, son-
dern in Kroatien gefeiert haben!
Schade, dass in solchen Fällen kei-
ne Ausbürgerung möglich ist! Der
vor kurzem eingebürgerte Miaden
Petric, bei den Junioren des FC Ba-
den gross geworden, dann bei GC
und jetzt beim FC Basel spielend,
hat sich nach seiner Einbürgerung
entschlossen, für Kroatien und
nicht für die Schweiz zu kicken.
Eine spezielle Genugtuung für
mich war, dass Petric von Kroatien
nicht an die EM mitgenommen

worden ist (wahrscheinlich haben
die Kroaten erst mal die «echten»
Kroaten berücksichtigt). Hatte
sich Petric für die Schweizer Nati
entschlossen, hatte er mit Sicher-
heit in Portugal gespielt (typischer
Fall von «in die Hose gegangen»).
Der Kolumbien-Schweizer Von-
lanthen hatte sich übrigens zuerst
für die kolumbianische Nati intere-
ssiert, sich dann aber doch
«gütigst» für die Schweizer Nati
entschlossen (wahrscheinlich er-
hielt er von Kolumbien eine Absa-
ge). Und der «echte» Appenzeller
Chiumiento, der heute bei Juven-
tus Turin spielt (dem jungen Spie-
ler sei dies herzlich gegönnt), war
in Portugal nicht dabei. Er über-
legt sich nach eigener Angabe, ob
er für Italien oder die Schweiz spie-
len wolle. Es ist zu hoffen, dass
Köbi Kuhn (oder ein späterer Nati-
Trainer) diesem «Schweizer eine
Absage erteilen wird, wenn er sich
doch noch für die Schweiz ent-
schliessen sollte (eventuell auch
erst nach einer Absage von Italien).
Weitere Beispiele aus früheren
Fussballzeiten: Raimondo Ponte
und Ciriaco Sforza, die beide je
über 50 Spiele in der Schweizer
Nati gespielt haben, sagten vor zwei
bis drei Jahren im Aargauer Regio-
nalfernsehen Tele M1 Folgendes:
Ponte: «Ja jetzt, wo ich seit 30 Jah-
ren Schweizer bin, jetzt fühle ich

den, dass man Zehntausende von
Ausländern kurzerhand zu Schwei-
zern erklärt, inklusive Kriminelle. 
Widerstand gegen alle Gelüste von
oben, den Souverän bei Einbürge-
rungsentscheiden zu entmachten,
damit künftig Masseneinbürgerun-
gen Tatsache werden, ist dringend
erforderlich. Die Volksinitiative
«für demokratische Einbürgerun-
gen» verleiht diesem Widerstand
Stosskraft. Sie garantiert dem Bür-
ger das letzte, unanfechtbar freie
Wort beim Einbürgerungsent-
scheid. Sie leistet damit einen we-
sentlichen Beitrag zur Bewahrung
der direkten Demokratie. 

Ulrich Schlüer

Dieser Ausgabe liegt ein Bogen bei.
Weitere Unterschriftenbogen kön-
nen bestellt werden bei: SD, Post-
fach 8116, 3001 Bern, E-Post: sd-
ds@bluewin.ch
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mich doch eher als Schweizer».
Und Sforza: «Ich fühle mich
höchstens nur 30 bis 40 Prozent
als Schweizer, im Herzen bin ich
immer noch ltaliener». Das ab-
schätzige Wort Papierlischweizer
ist hier fehl am Platz, hier müsste
man eher den Ausdruck «Pseudo-
schweizer» verwenden. Und wissen
Sie, wer an der Olympiade für die
Schweiz ein Diplom (6. Rang) im
Wildwasser-Kanu der Damen er-
rungen hat? Es war Nagwa el
Desouki, Vater Algerier, Mutter

Importierte Drogenkriminalität
«Offene Drogenszene, Schlägerei
und Mord – die Kriminalität der
Flüchtlinge beunruhigt Genf» ist
nicht etwa der Titel eines Artikels
im Mitteilungsblatt irgendeiner
Skinhead-Formation, sondern ei-
nes im Gratisanzeiger «GHI» –
Genève home informations vom
7./8. Juli 2004 veröffentlichten gut
recherchierten und dokumentier-
ten Beitrages zu diesem Thema.
Das erwähnte Blatt dazu einleitend
« Ob sie nun aus Nigeria, dem Kon-
go, aus Guinea, Mali, Liberia oder
einem andern afrikanischen Land
im Kriegszustand kommen – in
Genf haben gewisse Asylanten
einen gemeinsamen Nenner: den
Strassenverkauf von Kokain. Es ist
hier nicht von Flüchtlingen aus
Afrika, welche sich mehrheitlich
nichts vorzuwerfen haben, die
Rede, wohl aber vom Tourismus
der Dealer-Asylanten, welche in
beunruhigendem Ausmass durch
unsere Strassen ziehen und da-
durch gleichzeitig den Verkauf von
Kokain zu einem Gemeinplatz ma-
chen.» Diese organisierten Dealer
verkaufen die Droge nur in
Kleinstmengen (ein Plastikkügel-
chen enthält lediglich 0,2 g Stoff),
um bei einer Verhaftung einer
schweren Gefängnisstrafe zu ent-
gehen. Doch ihre Aktivität breitet
sich polypenartig aus, so dass es
unter ihnen zu Streitigkeiten um
Verkaufsgebiete und zu blutigen
Abrechnungen – hie und da auch
mit Toten – zwischen den Banden
kommt. Ein schwacher Trost, dass
laut Polizei der gewöhnliche Bür-
ger dadurch nicht persönlich ge-
fährdet wird; es sei denn, er habe
selber mit Drogen zu tun. So oder
so wird er aber zur Kasse gebeten.
Der Kleinkrieg zwischen verschie-
denen Volksgruppen und rivalisie-
renden Dealerbanden zieht in
zunehmendem Masse Schwerver-
letzte nach sich, welche gezwunge-
nermassen zu Sozialfällen zu Las-
ten der Steuerzahler werden.

Gewisse solche für den Rest ihres
Lebens als invalid erklärte Perso-
nen verbleiben im Kanton Genf,
um sich auf Staatskosten behan-
deln zu lassen, da sie vom «Hospi-
ce général» (Sozial- und Fürsorge-
amt) abhängig sind. Aber es
kommt noch gesser. Dazu GHI:
«Wenn ein durch eine Kugel oder
Stichwaffe Verletzter sich zur Be-
handlung ins Spital begibt, reicht
er gerade deshalb keine Klage ein,
um von der Justiz nicht behelligt
zu werden, erklärte ein Inspektor
der Kriminalpolizei, denn die Ver-
antwortlichen der Spitäler sind im
Gegensatz zu dem, was man glau-
ben kann, nicht gehalten, dies uns
zu melden. Das Arztgeheimnis ver-
pflichtet... Somit gibt es eine schö-
ne Anzahl von Fällen, von denen
wir keine Kenntnis haben.

Keine Rückschaffungen

«Das Hauptproblem besteht darin,
dass diese papierlosen Flüchtlinge
ohne festen Wohnsitz und demzu-
folge laut unseren Gesetzen nicht
rückführbar sind. Und wenn die
Bundesbehörden mit den betref-
fenden Ländern Verbindung auf-
nehmen, bleiben die Anfragen zu-
meist unbeantwortet.»
(Was Bundesbern jedoch nicht dar-

an hindert, solche Staaten trotz-
dem mit Millionenbeträgen zu un-
terstützen, statt sie mit der Ein-
stellung jeglicher Hilfe und mit
der Einfrierung der Beziehungen
auf allen Ebenen zu sanktionieren.
Red. SD)
Um der beunruhigten Bevölkerung
ein Gefühl der Sicherheit zu verlei-
hen, wurde 2002 von der Genfer
Polizei eine neue Abteilung, die
«Task Force Drogue», ins Leben
gerufen und eine territoriale Be-
schränkung der Bewegungsfreiheit
für Wiederholungstäter verordnet.
Vor zwei Jahren waren 50 Prozent
aller Verhaftungen das Verdienst
dieser «Task Force Drogue». 80
Prozent von deren «Kunden» wa-
ren Asylanten, wovon die Hälfte
aus Flüchtlingszentren anderer
Kantone stammte. Höchst interes-
sant ist folgender Abschnitt aus
«GHI»: «Die meisten Flüchtlinge
afrikanischen Ursprungs, welche
im Netzwerk des Drogenhandels
enden, werden in ihren Ländern
rekrutiert. Es handelt sich im All-
gemeinen um Personen, welche
die Mittel für einen Einfachflug-
schein nach der Schweiz haben.
Kaum im Asylantenzentrum einge-
richtet, sind sie bereits ein Glied
der Organisation. Da unsere
Behörden ihnen keine Arbeit ge-
ben, werden andere, die aus politi-
schen oder wirtschaftlichen Grün-
den gekommen sind, sofort durch
die Verlockung des Geldes verlei-
tet. Die guten Verkäufer können
sich pro Tag bis 1000 Franken Ge-
winn einstreichen! Was die
erwischten Kleinhändler betrifft,
kommt es, falls die Strafe gering
ist, nicht in Frage, sie eine der All-
gemeinheit nützliche Arbeit ver-
richten zu lassen. Dies ist vom Ge-
setz nicht vorgesehen. Viele Asy-
lanten beklagen sich übrigens, und
dies zu Recht, dass sie in der
Schweiz nicht arbeiten können. Al-
so stromern sie auf der Strasse um-
her, und einige lassen sich in die
Organisation des Drogenhandels
eingliedern. Ganz einfach durch
die Verlockung des Geldes.»

Gigantische Sogwirkung

Dieser Passus straft die Behaup-
tung der Asylanten- und Flücht-
lingslobby, diese Afrikaner seien
grösstenteils arme und verfolgte
Mitmenschen, denen im Heimat-
land Folter und Kerker drohe,
deutlich Lügen. Der gewöhnliche
Schwarzafrikaner kann, selbst
wenn er seine letzten Habseligkei-
ten verhökert hat, sich niemals ei-
ne Flugreise nach Europa leisten
oder die Dienste eines Schleppers
berappen. In die Schweiz fliegende
Afrikaner brauchen neben dem
Reisepass zumeist auch ein Visum.

Hapert es etwa bei der diesbezügli-
chen Kontrolle am Abfertigungs-
schalter des afrikanischen Flug-
hafens oder bei der Ankunft in hel-
vetischen Gefilden? Die Auffassung
von «GHI», die Lage wäre besser,
wenn die Asyl Suchenden arbeiten
dürften, ist äusserst blauäugig. Die
Erlaubnis, eine bezahlte Arbeit an-
zunehmen, hätte eine kolossale
Sogwirkung auf die in der Heimat
verbliebenen Landsleute mit un-
vorhersehbaren Folgen für unse-
ren Arbeits- und Wohnungsmarkt,
das Schul- und Gesundheitswesen
(Aids!) usw. Sie würde kriminelle
Elemente nicht davon abhalten,
nebenbei auch im Kokainhandel
mitzumischen.
Ein Polizeiinspektor mit 28
Dienstjahren erinnert sich an eine
vielsagende wahre Begebenheit:
«Vor einigen Jahren kam die Poli-
zei von Guinea zu uns auf Besuch.
Da sie nicht glauben wollte, in wel-
chem Ausmass und wie gut die
Bürger ihres Landes bei uns orga-
nisiert sind, machten wir einen
Test. Die beiden afrikanischen Poli-
zeibeamten in Zivil setzten sich auf
eine Terrasse beim Bahnhof. In we-
niger als einer Viertelstunde wur-
den sie von Landsleuten mit dem
Vorschlag angegangen, Mitglied
ihres Verteilernetzes zu werden.»
Soweit der Bericht der Genfer Zei-
tung, worin eine wichtige Frage
leider nicht zur Sprache kam:
«Was geschieht mit dem «verdien-
ten» Geld? Bei einem Gewinn von
bis zu 1000 Franken pro Tag und
bei freier Kost und Logis in der
Asylantenunterkunft läppern sich
erkleckliche Beträge zusammen.
Wo landen diese Gelder ? Über wel-
che Kanäle wickelt sich der Zah-
lungsverkehr ab, wenn ein Dealer
seine Angehörigen in Afrika unter-
stützen oder Investitionen für Ge-
schäfte auf eigene Rechnung täti-
gen will? Bestimmt nicht über ein
reguläres Bank- oder Postscheck-
konto, für dessen Eröffnung es gül-
tiger Ausweispapiere bedarf!
Eigenartig ist, dass gerade in den
letzten Jahren sogenannte Geld-
transfer-Agenturen (transferts de
fonds – money transfers) mit
Wechselstube und Verkauf von
Handytaxkarten verschiedenster
Telefongesellschaften fast wie Pilze
aus dem Boden schossen, wobei
deren Kundschaft sich zu einem
erheblichen Teil aus Afrikanern
und Asiaten zusammensetzt. Diese
im Halbdunkel operierenden Fir-
men genauer unter die Lupe zu
nehmen, wäre mehr als ange-
bracht. Oder verstiesse dies gegen
Art. 8, Abschnitt 2 der Bundesver-
fassung (Diskriminierungsverbot)
und Art. 261 bis Strafgesetzbuch
(Antirassismus-Strafnorm)?

Max Morf

Slowenin und ihr Wohnort ist in
Frankreich. Internationaler geht
es wohl kaum noch, also eine
typische Multi-Kulti-Wischiwa-
schi-Schweizerin. So wie es unsere
«Inter-Nationalsozialisten» wün-
schen. Und der Judoka Sergei
Aschwanden sieht trotz seines
typisch schweizerischen Familien-
namens auch nicht gerade wie ein
Urschweizer aus. Und schliesslich
ist «unser» Schweizer Cedric El-
Idrisei bei den 400-Meter-Hürden
bereits ausgeschieden.

D. Najman, Baden
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SD-1.-August-Feier 2004 in Basel

Tell, Pyjama-Party auf dem Rütli,
Bundesverfassungsbetrug,

Einbürgerungen

Liebe Eidgenossinnen und 
Eidgenossen
Mit grosser Freude stelle ich fest,
dass wir als einzige Partei unseres
Landes auch dieses Jahr wieder eine
1.-August-Feier durchführen. Freu-
de habe ich an uns allen, die das tun.
Ganz und gar keine Freude habe ich
an den andern Parteien. Diese würdi-
gen unseren Nationalfeiertag kaum
mehr. Allenfalls helfen sie mit, den
713. Geburtstag unserer Eidgenos-
senschaft zu einer Bratwurst- und
Knallpetarden-Party verkommen zu
lassen. Eine Veranstaltung, zu der
landauf landab zu internationaler
Solidarität und sogenannter Offen-
heit und Toleranz aufgerufen wird.
Es wird von uns verlangt, dass wir
uns unterwürfig den andern anpas-
sen. Schweizerische Werte werden
systematisch heruntergerissen. Ge-
nau so wie das dieser Tage wieder mit
Wilhelm Tell oder auf dem Rütli
geschieht.

Eine Pyjama-Party auf dem Rütli

Auf zur Pyjama-Party auf dem Rütli.
Etwa so könnte man die momentane
Tell-Hysterie bezeichnen, die sich
gross medial aufgepeppt momentan
über unsere Köpfe ergiesst. Da führt
doch zum 200-Jahr-Jubiläum von
Schillers «Wilhelm-Tell» eine Thea-
ter-Truppe, bestehend aus deutschen
und schweizerischen Schauspielern,
den Tell auf. Und die ganze Promi-
nenz- und Bratwurst-Schickeria pil-
gert mit dem Schiff auf eben dieses
Rütli. Manche dieser ach so wichti-
gen Leute waren wohl noch nie auf
dem Rütli. Aber Hauptsache, dieses –
neudeutsch gesagt – «Event», bei
dem man unter dem Motto «sehen
und gesehen werden» unbedingt da-
bei sein muss, bringt viel Klamauk,
Aufmerksamkeit und Zerstreuung.
Es ist ein Abend mit modernisti-
schem Theater. Ein Tell mit seinem
Walterli, beide im Pyjama, welche
der Lächerlichkeit preisgegeben
werden. Und ein angeblich boden-
ständiger Bundesrat Blocher, der das
ganze «Theater» auch noch mit-
sponsert. Da fährt im nicht so ganz

wilden Sturm daher der Herr
Bundespräsident Deiss und erklärt,
dass es Tell wohl nicht gegeben habe,
dass diese «sagenhafte Geschichte
rund um Tell» für die weitere Öff-
nung unseres Landes aber wichtig
sei. Und selbstverständlich darf auf
dem Schiff aufs Rütli auch der Herr
Professor Kreis nicht fehlen, der
oberste Anti-Rassismus-Guru, Alles-
wisser, Zensor und Maulstopfer un-
seres Landes. SP-, CVP-, FDP- und
SVP-National- und Ständeräte pil-
gern ebenso entzückt zu dieser
Vorführung auf dem Rütli wie der
Grossbanker Ackermann, der eben
wegen fragwürdigem Geschäftsgeba-
ren vor Gericht stand. Und nur die
arme Sängerin Paola wagt es, dem
Fernsehteam zu erklären, dass es für
sie Tell echt gegeben habe, dass sie
daran glaube. Und das ist erstaunlich
und erfreulich zugleich: Denn laut
Umfragen glaubt trotz dieser «Tell
gab es nicht»-Hysterie eine Mehrheit
in unserem Lande daran, dass es Tell
echt gegeben habe. Das beeindruckt
uns, wenn man bedenkt, welchem
Gruppendruck wir alle ausgesetzt
sind. Ein Druck, der dahin geht, dass
die ganze Geschichte frei erfunden
worden sei.
Gleichzeitig bringt das Staatsfern-
sehen jeden Montag eine Sendung
rund um den See der vier Wald-
stätten. Der belehrende Geschichts-
experte fehlt nie. Und immer wieder
und unermüdlich wird versucht, den
Tell als mythenhafte Sagenfigur dar-
zustellen, die nie gelebt habe. Die
Hohle Gasse wird relativiert. Den
Gessler habe es «so nicht gegeben».
Und zuguterletzt habe auch Winkel-
ried, der den Seinen bei Sempach
eine Gasse geschlagen hat, nie exis-
tiert.

Unser Rütli am 1. August
geschlossen

Einst hat man das Rütli, dort wo mit
dem Rütlischwur unsere Eidgenos-
senschaft gegründet wurde, mit
einer grossen nationalen Geldsamm-
lung gerettet und symbolisch unse-
rer Jugend vermacht. Wenn wir in
diesen Zeiten auf dem Rütli eine
Veranstaltung durchführen wollten,
wäre uns dies verwehrt. Heute aber
darf eine kommerzialisierte Tell-
Aufführung stattfinden und es wird
dafür sogar Eintritt verlangt. Am 
1. August dieses Jahres findet wegen
diesem «Theater» auf dem Rütli
auch keine offizielle und öffentliche
1.-August-Feier statt. Nur geladene

Theater-Gäste dürfen am Nachmit-
tag des 1. August 2004 auf die Rütli-
wiese. Und Polizei ist aufgeboten,
um das durchzusetzen. Welch ein
Skandal, welch eine Entwürdigung
unserer heiligsten Nationalstätte.
Alle, die dafür verantwortlich sind,
sollen sich dafür schämen! Denn das
Rütli gehört uns allen und muss
jederzeit frei zugänglich sein.
Ich kenne eigentlich kein anderes
Land, in dem die historischen
Grundlagen, das Fundament der
Daseinsberechtigung dermassen mit
Füssen getreten werden, wie bei uns.
Es läuft ein Demontageversuch un-
serer kulturellen Wurzeln, tagein,
tagaus, in allen Medien. Geschichts-
bücher werden umgeschrieben, das
Volk soll umerzogen werden … wie
einst drüben im Reich vor «tausend
Jahren»! Das Ziel ist immer nur
eines: Unser Land respektive unser
Volk gefügig zu machen, auf seinem
Weg hinein ins vereinte Europa. Es
ist deren Ziel, unsere unabhängige
und neutrale schweizerische Eid-
genossenschaft bis zur Unkenntlich-
keit zu demontieren und herunter-
zureissen. Zu diesem Zweck muss
auch Tell vom Sockel heruntergeholt
werden.
Da ist es direkt wohltuend, dass es in
Altdorf eine Tell-Gesellschaft und in
Interlaken eine ebensolche gibt, wel-
che diese Geschichte so aufführen,
wie es den Tatsachen entspricht. Und
diese Aufführungen haben grossen
Zuspruch. Genau gleich wie das Tell-
Museum in Bürglen, die Tellsplatte
oder die Hohle Gasse. Allesamt sind
sie für uns Pilgerorte, die wir unse-
ren Kindern und Grosskindern zei-
gen wollen, die es zu erhalten gilt
und deren Fortbestand wir fördern
wollen.
Meine lieben Patriotinnen und
Patrioten, Widerstand ist angesagt!
Widerstand gegen die Herabreisser,
Gleichmacher, Vaterlandsschänder
und -verräter!

«Und es gab Tell doch»

Es stimmt, es gibt doch tatsächlich
ein dickes Buch mit diesem Titel.
Geschrieben hat es verdienstvoller-
weise der Geschichtsforscher Arnold
Claudio Schärer. Allein schon die
Tatsache, dass es jemand gewagt hat,
ein solches Buch zu schreiben um
die Tatsache, dass es Tell doch gab,
zu untermauern, ist tosenden Ap-
plaus wert. Der Autor schreibt zu
Tell in seiner Einleitung: «Viele
sehen in ihm einen eigentlichen
Begründer der Eidgenossenschaft,
andern ist er ein «Revoluzzer», Sym-
bolgestalt für gewaltsamen Wider-
stand gegen Unterdrückung… Doch
es gab ihn wirklich, den Tell. Es gab
den Vogt Gessler, es gab den Apfel-
schuss und es gab den Racheakt in
der Hohlen Gasse. Die Beweise dafür

sind in diesem Buch zusammenge-
tragen und genauestens aufgelis-
tet …» Weiter lesen wir: «Vierzig
Jahre später, um 1289, gerieten sie
erneut in den Konflikt, diesmal mit
dem Urner Vogt der Habsburger
wegen Richterkompetenzen. Nicht
gewaltsame Unterdrückung durch
Habsburg, sondern dessen ange-
strebte Beherrschung der Waldstätte
führte zum Konflikt. Das gespannte
Verhältnis der Familien Gruoba und
der Urner Landleute zum Amtsmann
der Habsburger, dem Gessler, entlud
sich in Gewalttaten. Die wichtigsten
Akteure waren Ulrich Gessler und
Wilhelm Tell. Letzterer entstammte
der Gruoba-Sippe.»
Sodann hält der Buchautor fest: «Die
Akteure Wilhelm Tell, Ulrich Gessler
und andere der Konfrontation sind
durch zeitgenössische Dokumente
bewiesene Persönlichkeiten. Sie ha-
ben gelebt, die Rollen, die sie von
Amtes wegen ausübten oder in die
sie gedrängt wurden, sind belegbar.
Die Ereignisse um Tell und Gessler
sind keine Märchen, sondern beweis-
bare Wirklichkeit. Um die Akteure
als nachweisbare Persönlichkeiten
zu erfassen, bedurfte es umfangrei-
cher genealogischer Forschung über
die Zusammenhänge der Einzelnen
zu ihren Sippen und ihren weiteren
Beziehungen… Es sind genügend
zeitgenössische Hinweise vorhan-
den, dass man den Apfelschuss und
die Tötung Gesslers als wirklich
stattgefundene Gewaltakte bezeich-
nen kann.»
Das Buch aus dem Jahre 1986, aus
dem Harlekin-Verlag Luzern, ist eine
wahre Quelle zur Geschichte der da-
maligen Zeit und zur Tell-Geschich-
te. Und man möchte fast sagen,
selbstverständlich passen all diese
historischen Aussagen nicht mehr
ins heutige Zeitbild der Internatio-
nalisten, die uns regieren. Deshalb
darf dieses Buch ja auch nicht sein!
Darum musste es in Vergessenheit
geraten. Selbst wenn Friedrich
Schiller in seinem «Wilhelm Tell»
die Geschichte etwas ausgeschmückt
hat, was wir ihm als schriftstelleri-
sche Freiheit durchaus zubilligen,
sie hat einen erheblichen wahren
Kern. Wir dürfen daran glauben, Tell
hat gelebt! Dies umso mehr, als es
der grosse Johann Wolfgang von
Goethe war, der Schiller auf den
literarischen Stoff aufmerksam ge-
macht hat.

Die Bundesverfassung von 1874 
ist nach wie vor unser Leitfaden

Die Bundesverfassung von 1874
nimmt eigentlich die Basis, welche
die Tell-Geschichte und der Rütli-
schwur gelegt haben, auf und be-
gründete so die Grundlage unseres
Staatsgebildes. Für uns gilt diese
Verfassung immer noch. Sie beginnt

Rede von SD-
Zentralpräsi-
dent Rudolf
Keller, Landrat/
e. Nationalrat,
Frenkendorf
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folgendermassen: «Bundesverfassung
der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft. Im Namen Gottes des All-
mächtigen! Die Schweizerische Eid-
genossenschaft, in der Absicht den
Bund der Eidgenossen zu festigen,
die Einheit, Kraft und Ehre der
schweizerischen Nation zu erhalten
und zu fördern, hat nachstehende
Bundesverfassung angenommen:
Die durch gegenwärtigen Bund ver-
einigten Völkerschaften der dreiund-
zwanzig souveränen Kantone, als:
Zürich, Bern, Luzern, Uri, Schwyz,
Unterwalden (ob und nid dem Wald),
Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn,
Basel (Stadt und Landschaft), Schaff-
hausen, Appenzell (beider Rhoden),
St. Gallen, Graubünden, Aargau,
Thurgau, Tessin, Waadt, Wallis, Neu-
enburg, Genf und Jura bilden in ih-
rer Gesamtheit die Schweizerische
Eidgenossenschaft.»
In Artikel 2 heisst es: «Der Bund hat
zum Zweck: Behauptung der Un-
abhängigkeit des Vaterlandes gegen
aussen, Handhabung von Ruhe und
Ordnung im Innern, Schutz der
Freiheit und der Rechte der Eid-
genossen und Beförderung ihrer
gemeinsamen Wohlfahrt.» Nun, lie-
be Mitlandsleute, ich kann es sehr
einfach formulieren, das entspricht
eigentlich dem Parteiprogramm von
uns Schweizer Demokraten!
Demgegenüber stellt sich die erst
seit kurzem gültige neue Bundes-
verfassung fast schon als seelenlose
Auflistung unserer Staatsgrundlagen
dar. Allerdings gespickt mit interna-
tionalistischen Elementen. Wir wur-
den bei der Volksabstimmung über
die neue Bundesverfassung schlicht
angelogen von den Regierenden,
denn sie behaupteten, es ändere sich
mit der neuen Bundesverfassung
nichts. Dabei haben sie zum Nachteil
von uns Schweizerinnen und
Schweizern alles auf den Kopf ge-
stellt. So sind heute nicht mehr alle
Schweizer vor dem Gesetze gleich,
sondern alle hier wohnhaften Leute.
Merken Sie den Unterschied? Und
dies wiederum bewirkt, dass sich
immer mehr Ausländer und fremde
Profiteure ins gemachte Schweizer-
nest setzen. Unsere Sozialwerke
platzen deshalb aus allen Nähten
und wir Einheimischen zahlen uns
dumm und dämlich. Und der damali-
ge Bundespräsident Koller ver-
sicherte mir auf Anfrage im Parla-
ment, dass sich bei den Einbürge-
rungen nichts ändere mit der neuen
Bundesverfassung. Jetzt zeigt sich
aber, dass wir brandschwarz ange-
logen wurden. Dank oder wegen der
neuen Bundesverfassung kann oder
muss praktisch jeder und jede Frem-
de eingebürgert werden, wenn sie
den Antrag stellen. Wird eine Ein-
bürgerung abgelehnt, ist dies nun
auf dem Gerichtsweg anfechtbar.
Diese Bundesverfassung beruht auch

in andern Fällen auf Lügen und
Falschaussagen. Sie ist deshalb nicht
die Unsrige!

Einbürgerungsmissbräuche 
noch und noch

Es ist unsere staatsbürgerliche
Pflicht, bei den kommenden Eid-
genössischen Abstimmungen vom
26. September 2004 Widerstrand zu
leisten gegen die erleichterte Ein-
bürgerung von jungen Ausländern.
Egal ob das junge oder ältere Aus-
länder sind. So geht das nicht. Wir
opponieren gegen die Art und Weise,
wie massenweise Ausländer unseren
Schweizer Pass erhalten sollen. Si-
cher gibt es darunter gut assimilier-
te, mit den schweizerischen Gepflo-
genheiten, Sitten und Gebräuchen
bestens vertraute Menschen. Sie
sollen auch weiterhin eingebürgert
werden können. Es fallen aber im-
mer mehr Anträge auch von jungen
Leuten auf, die von der Sozialhilfe
leben. Immerhin, in Zürich werden
Sozialhilfeempfänger grundsätzlich
nicht zur Einbürgerung zugelassen.
In andern Kantonen und an andern
Orten ist es aber möglich! Gewisse
Gemeinden nehmen Einbürgerun-
gen nur vor, um Geld zu machen.
Ein Baselbieter Bürgergemeindeprä-
sident gab der «Basler Zeitung» vom
5. Januar 2004 zu Protokoll: «Ich
gebe zu, dass wir es in den letzten
Jahren des Geldes wegen gemacht
haben.» Dazu kann ich nur noch
sagen: Pfui, und schämt Euch!
Deshalb ist es nicht verwunderlich,
dass viele Leute mit den Einbürge-
rungen, die nicht gesetzeskonform
ablaufen, unzufrieden sind. Wir for-
dern deshalb, dass bei Einbürge-
rungskandidaten grundsätzlich kei-
ne Betreibungen vorliegen dürfen.
Aufgrund der so genannt achtens-
werten Gründe, mit denen, gesetz-
lich abgesegnet, Einbürgerungsaus-
nahmen begründet werden, kann
beispielsweise im Baselbiet irgendwo
jemand eingebürgert werden, ohne
in der betroffenen Gemeinde zu
wohnen. Diesen Leuten geht es ein-
zig und allein um den roten Pass. Sie
haben in den meisten Fällen keine
Beziehung zum Ort, Integration ist
ihnen unwichtig. Wir sehen darin ei-
nen eklatanten Missbrauch des Ein-
bürgerungsrechtes. Zudem müssen
wir leider feststellen, dass nur die
wenigsten Eingebürgerten – von löb-
lichen Ausnahmen abgesehen – spä-
ter am gesellschaftlichen, kulturellen
oder sportlichen Leben teilnehmen.

Am 26. September 2004 stimmen
wir Nein zu den erleichterten 
Einbürgerungen

Ausländische Jugendliche der zwei-
ten Generation sollen sich bis zum
Alter von 24 Jahren erleichtert ein-

bürgern lassen können, falls sie min-
destens 5 Jahre ihrer obligatorischen
Schulzeit in der Schweiz absolviert
haben. Ausserdem müssen sie die
Niederlassungsbewilligung haben
und mindestens zwei Jahre in der
Einbürgerungsgemeinde gewohnt
haben. Das heisst, es kämen damit
künftig auch Ausländer zu unserem
Pass mit einer nur rudimentären
Ausbildung von fünf Jahren. Bereits
heute haben wir zu viele solcher
Leute im Land. Und wenn man nur
zwei Jahre in der gleichen Gemeinde
wohnhaft war, ist man bestimmt
nicht integriert! Den Drittgenera-
tiönlern will man den Schweizer Pass
bereits ab Geburt geben. Es ist daher
anzunehmen, dass sehr viele Junge
in den Besitz unseres Passes kom-
men, die das eigentlich gar nicht aus
vollem Herzen wollen. Und was noch
viel viel schlimmer ist, sie dürfen
ihren bisherigen Pass behalten. Denn
sie haben dann sozusagen «Figgi und
Mühli», sind Doppelbürgerinnen und
Doppelbürger mit all den Vorzügen,
die so etwas vor allem in Krisen-
zeiten bietet. Wir meinen, entweder
man steht zur Schweiz oder man
lässt es. Man sieht ja jetzt bei gewis-
sen Fussballern, wie sie herumlavie-
ren, für welche Nationalmannschaft
sie spielen wollen. Sie wählen jeweils
das Land, von dem sie finanziell am
meisten profitieren können. Dies ist
eine verwerfliche Haltung gegen-
über dem Bürgerrecht. Damit gehen
uns aber auch diese Abstimmungs-
vorlagen eindeutig zu weit.
Dann ist es leider auch so, dass bis-
her immer galt, dass für jeden Einge-
bürgerten mindestens eine neue Per-
son wieder ins Land einreisen kann.
Statistisch gesehen wanderten in
den letzten dreissig Jahren sogar
mehr Ausländer ein, als eingebür-
gert wurden. Auf diese Weise wurde
die Gesamtbevölkerungszahl immer
weiter aufgebläht. Dies ist eine ge-
fährliche staatspolitische Entwick-
lung, weil damit der Übervölkerung
und Überfremdung unseres kleinen
Landes immer stärker Vorschub ge-
leistet wird. Wegen diesem unheil-
vollen Einwanderungsmechanismus
leben immer mehr Menschen auf
demselben bescheidenen Raum, was
auch zu negativen ökologischen Aus-
wirkungen führt.

Die Kriminalität 
Eingebürgerter feiert Urständ

Wie unsorgfältig und wie leichtfertig
in den letzten Jahren eingebürgert
wurde, zeigen folgende Beispiele aus
einer langen Reihe ähnlicher Fälle
auf:
BS: Messerstecherei am 8. Juni 2004:
Ein eingebürgerter Schweizer sri-
lankischer Herkunft erschiesst einen
Polizisten.
AG: Tödliche Messerstecherei am 18.

Juni 2004: Zwei Tatverdächtige wur-
den festgenommen, ein 16-jähriger
Spanier dominikanischer Herkunft
und ein 17-jähriger eingebürgerter
schwarzer Schweizer somalischer
Herkunft.
BS: Messerstecherei am 19. Juni
2004: Eine 33 Jahre alte Türkin
sticht ihren Ex-Freund, einen einge-
bürgerten Schweizer türkischer
Herkunft, mit einem Messer nieder.
ZH: Diebstahl am 25. Juni 2004: Ein
26-jähriger eingebürgerter Schwei-
zer dominikanischer Herkunft hat
einer 83-jährigen Frau die Hand-
tasche entrissen.
TI: Ein 34-jähriger Schweizer jugos-
lawischer Herkunft ist an der Grenze
zu Chiasso mit 10,5 kg Heroin er-
wischt worden. Er und drei weitere
Personen wurden in Bern und
Zürich verhaftet.
Wenn das Einbürgerungswesen noch
mehr gelockert werden soll, dann er-
halten auch noch mehr fragwürdige
Ausländer unseren Schweizer Pass!
Darum stimmen wir 2 Mal Nein zu
den erleichterten Einbürgerungen.
Und ich rufe alle auf, mit voller Kraft
gegen diese beiden unheilvollen
Abstimmungsvorlagen Werbung zu
machen.

Aufruf zu mehr Patriotismus

Wir sollten nicht nur den diesjähri-
gen 1. August, unseren Nationalfeier-
tag, zum Anlass nehmen, für unser
Land und seine Grundwerte einzu-
stehen. Auch im alltäglichen Leben
gibt uns der Glaube an unsere
schweizerische Willensnation, beste-
hend aus vier Kulturen und Spra-
chen, dem Romanischen, dem Italie-
nischen, dem Französischen und
dem Deutschen Halt, Kraft und
Zuversicht. Kämpfen wir jeden Tag
von neuem für mehr Patriotismus.
Stehen wir zu unserem Land und zu
unseren Traditionen. Die andern tun
es auch. Und kein Franzose und kein
Engländer und kein Türke schämt
sich deswegen. Deshalb sollten wir
uns nicht vor falscher Scham
verstecken. Es lohnt sich, für unsere
neutrale und unabhängige Schweiz
zu kämpfen. Wir sind nicht isoliert
und werden es auch nie sein. Aber
wir wollen unser Leben in grösst-
möglicher Freiheit, Selbstständigkeit
und Unabhängigkeit gestalten. Und
dies lässt es nicht zu, dass wir der Eu-
ropäischen Union oder der NATO bei-
treten. Wenn wir unsere Grundwerte
und Grundhaltungen mit Überzeu-
gung darlegen und offen zu ihnen
stehen, dann werden das auch die
Leute anderer Länder verstehen und
respektieren. In diesem Sinne rufe
ich Euch zu: Die Schweiz gehört uns
Einheimischen. Lasst Euch nicht
unterkriegen und kämpft für unser
Land. Die kommenden Generationen
werden es uns dereinst danken.



SD
Demokraten

Schweizer

Veranstaltungskalender

Wollen Sie Ihre Buchhaltung
bei einem SD-Mitglied
erstellen lassen?
Wir erstellen Buchhaltungen und
Steuererklärungen in allen Kanto-
nen. Vom Honorar gehen 10 Pro-
zent in die SD-Kasse. Unverbindli-
che Anfragen an:

Kurt Koller (SD-Zentralkassier)
Treuhandbüro:
Koller Buchhaltungen und 
Revisionen AG, 9620 Lichtensteig
Tel. 071 988 50 88

Anzeige
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Die SD Aargau sind für die Beibehaltung der allgemeinen Wehrpflicht

Rücktritt von Bundesrat 
Samuel Schmid gefordert

Die Schweizer Demokraten SD des
Kantons Aargau sind rund um die
von VBS-Chef Samuel Schmid an-
gezettelte Diskussion zur Abschaf-
fung der allgemeinen Wehrpflicht
entrüstet. Für die SD Aargau wird

nicht die Schweizer Armee zu ei-
nem Problem, sondern Bundesrat
Samuel Schmid wird für unser
Land zu einem Sicherheitsrisiko.
Er stellt mit seiner utopischen Idee
eine in unserer Gesellschaft stark
verankerte Institution in Frage. 
VBS-Chef Samuel Schmid hat mit
«seiner» Armee XXI die Wehrfähig-
keit unseres Landes entscheidend
geschwächt. Die derzeitige Diskus-
sion um die Abschaffung der allge-
meinen Wehrpflicht ist ganz im
Sinne der Mitte-Links-Parteien
und der GSoA. Es ist für die SD
Aargau unbegreiflich, dass sich ein
SVP-Magistrat von Armeeabschaf-
fungsparteien und Gruppierungen
mit linksradikalem Gedankengut
verbrüdert.

Medienmitteilung SD Kanton 
Aargau, René Kunz, Reinach

Kanton Sektion Veranstaltung

Bezirke Baden / Brugg / Stammtisch jeden 1. Dienstag im Monat ab 20 Uhr
Zurzach im Restaurant Winkelried, Wettingen

Aargau West Stammtisch jeden 1. Donnerstag im Monat ab 19.30 Uhr
im Restaurant Dietiker in Suhr bei Aarau

Fricktal Stammtisch jeden 2. Dienstag im Monat ab 19.30 Uhr im 
Restaurant Sonne, Eiken

Sektion Jeden 1. Montag im Monat um 19.30 Uhr Stamm
Reinach und Umgebung im «Reinacherhof»

Kantonalpartei Basel Stammtisch jeden 1. Montag im Monat ab 19.30 Uhr im
Restaurant Rheinfelderhof

Stadt Bern Stammtisch jeden letzten Dienstag im Monat
ab 20 Uhr im Restaurant Bären, Bümplizstr. 150, Bümpliz-Bern 

Sektion Köniz Ab September jeweils Höck am 1. Freitag im Monat ab 20 Uhr im
Restaurant Brunnenhof, Köniz.

Sektion Berner Oberland Höck jeden 1. Mittwoch im Monat ab 20 Uhr im Hotel Milan 
in Ringgenberg

Sektion Oberaargau/ Mittelland/ Stammtisch jeden dritten Montag im Monat ab 20 Uhr 
Emmental im Restaurant Fankhauser in Langenthal, Tel. 062 922 79 29

Sektion Schwarzenburg/Seftigen/ SD-Stamm immer am letzten Montag im Monat ab 20 Uhr
Laupen im Tea-Room Vreneli, Guggisberg

Sektion Thun/Konolfingen Stamm jeden letzten Donnerstag im Monat ab 19.30 Uhr im 
Restaurant Schärmehof, von May-Strasse 43, Thun

Innerschweiz Höck jeden 1. Montag im Monat ab 19.30 Uhr im Hotel Spatz,
Obergrundstr. 103, Luzern

Sektion Wil und Umgebung Informationsabend jeden 2. Montag im Monat,
20.00 Uhr im Restaurant Fass in Wil.
Nähere Informationen unter www.infowil.ch/sd-wil

Sektion St. Gallen Stamm am 29. September, 19.30 Uhr im Restaurant Hirschen, 
St. Gallen, (Bus Nr. 1, Haltestelle St. Fiden). (Wahlen 26. Sept.)

Sektion Unterwalden Stammtisch jeden letzten Montag im Monat ab 20 Uhr 
im Saal des Restaurant Sternen in Ennetbürgen (NW)

Sektion Bülach Höck jeden 1. Mittwoch im Monat ab 20.00 Uhr im Hotel Airport
an der Oberhauserstr. 30, 8152 Opfikon-Glattbrugg

Sektion Dielsdorf Stammtisch jeden 1. Mittwoch im Monat ab 20 Uhr im 
Restaurant Linde, Regensdorf

Sektion Hinwil Monatsstamm jeden 1. Donnerstag im Monat ab 20 Uhr
im Restaurant Bahnhof, Bahnhofplatz, 8340 Hinwil (Kegelbahn)

Stadt Zürich Am 1. Mittwoch im Monat ab 19 Uhr Höck im Restaurant Farb-
hof, Badenerstr. 753, 8048 Zürich (Endstation Tram Nr. 2)

BE

AG

BL

BS

OW NW

ZH

LU

SG

Kanton Aargau

Aufruf 
zum Aufbau 

der SD 
Winterthur

Wie ja bekannt ist, hat Rolf
Boder die SD-Sektion Winter-
thur per Ende Oktober 2003
verlassen. Seitdem steht die
Sektion Winterthur führungs-
los da. Ich möchte sie wieder-
beleben, was alleine leider nicht
geht. Ich suche darum Leute,
die sie mit mir zusammen wie-
der aufnehmen. Interessenten
melden sich doch bitte bei: 
Lagler Daniel, Etzbergstrasse 22,
8405 Winterthur.
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Eine noch stärkere Überfremdung
unserer eigenen Sprache halten
wir für unerwünscht – und mit
anderen Worten ausgedrückt für
schädlich. Unterstützen auch Sie
diesen Vorstoss mit Ihrer Unter-
schrift!    

Erleiden die Eidgenossen dasselbe
Schicksal wie die Indianer 
Amerikas? 

Gewisse Ausländer bringen halt
auch ihre kulturellen Wertvorstel-
lungen mit in «unser» Land. Die
einen leben mit mehreren Frauen
in eheähnlichen Verhältnissen zu-
sammen. Bei anderen werden klei-
ne Mädchen beschnitten (wie im
tiefsten Afrika!). Nicht wenige le-
ben ganz gut von den Leistungen
der Arbeitslosenkasse und der So-
zialhilfe (die Sozialhilfeabhängig-
keit ist in Basel kein Hinderungs-
grund seitens der Behörden, um
sich einbürgern zu lassen!). Ge-
waltdelikte werden meist von ge-
wissen Leuten verübt. Trotzdem
reden zahlreiche Politiker und Po-
litikerinnen tagtäglich von Harmo-
nie und ewiger «Freundschaft»
zwischen unterschiedlichen Völ-
kern aus nah und fern (der Irak läs-
st grüssen!). Solange das Manna
reichlich fliesst, ist für viele in der
Schweiz lebende In- und Ausländer
alles akzeptabel und alles dreht
sich nur noch um materielle Werte. 
Wir Schweizer Demokraten verlan-
gen jedoch, dass einerseits die
schweizerischen Interessen in
genügendem Umfang geschützt
werden (z.B. keine Schulklassen
mit einer erdrückenden ausländi-
schen Mehrheit), Kampf der Ab-
zockerei, wo auch immer, und
ganz klar die Anwendung und
Durchsetzung des geltenden
Rechts (für alle!) bei der Verurtei-
lung krimineller Täter. Und es gilt
die Devise um den inneren Frieden
aufrecht erhalten zu können: Wer
bei und mit uns leben will, muss
sich unseren Lebensgewohnhei-
ten anpassen und nicht wir den
Fremden! 

Die Schweizer Demokraten 
bleiben wachsam

Es stimmt eben nicht, dass «man»
in wichtigen politischen Fragen
machtlos sei. Die Mitglieder der
SD-Grossratsfraktion waren in der
noch laufenden Legislaturperiode
bei Abstimmungen nicht selten das
Zünglein an der Waage (erwartet
jemand, dass die Medien darüber
berichten?). Dank unserer Stim-
menkraft stimmte der Grosse Rat
beispielsweise in der Debatte um
die «Abschaffung der Erbschafts-
steuer für direkte Nachkommen»
mehrheitlich mit Ja. Das Volk folg-

te diesem Entscheid in der Volks-
abstimmung deutlich. Der Regie-
rungsrat beabsichtigt, mit Hilfe
der Bürgerlichen, der SVP(!) und
der SP, die BVB Schritt für Schritt
zu privatisieren. Der Grosse Rat
hat dieser Absicht leider mehrheit-
lich zugestimmt. Die Schweizer
Demokraten haben hierauf mitge-
holfen, zusammen mit Grünen
und Gewerkschaftern, diesen Be-
schluss einer Referendumsabstim-
mung zuzuführen. Ende Februar
’05 wird hierzu das Volk das letzte
Wort haben. In der Angelegenheit
Überbauung Erlenmatt (ehem.
DB-Areal im Kleinbasel), wo 7000
Wohnungen für 2000 Bewohner
(welche denn?, Ausländer, Sozial-
fälle?) entstehen sollen, sammel-
ten die SD eine beträchtliche
Anzahl der notwendigen 2000 Re-
ferendumsunterschriften: Dies zu-
sammen mit einigen bürgerlichen
Mitstreitern. Ende Februar des
nächsten Jahres wird auch hier der
Souverän entscheiden, wo es wei-
ter geht. 
Und vergessen wir nicht: Vor zwei
Jahren schickte das Volk die Vorla-
ge betreffend dem Bau eines Multi-
plexkinos mit über 2000 Sitzplät-
zen(!) an der Heuwaage bachab.
Verhindert wurde dieses fragwür-
dige Projekt durch ein Referendum
von ökologischen Kreisen und den
Schweizer Demokraten!  

Sein oder Nichtsein!

Wir kämpfen für unsere Ideale mit-
tels der SD-Partei. Wir lassen uns
nicht kaufen (wie andere Politi-
ker!). Trotz bescheidenen finanzi-
ellen Mitteln (ganz ohne Geld geht
es halt auch hier nicht), stellen wir
uns dem harten Wahlkampf. Die
vielen Falschspieler in der Politik
müssen entlarvt werden! 
Helfen Sie mit, dass uns erneut der
Wiedereinzug mit einer starken
Fraktion (6 – 7 Grossräte!) ins kan-

Basel-Stadt: Kantonale Erneuerungswahlen vom 24. Oktober

Weniger Überfremdung, 
mehr Sicherheit!

Wenn die Zeit der Wahlen naht,
sind plötzlich alle Parteien und
Politiker für mehr Sicherheit, und
der Basler Regierungsrat gibt gar
noch eins drauf: Er fordert in sei-
nem in die Vernehmlassung gege-
benen Integrationsgesetz u. a. für
in Basel lebende fremdsprachige
Ausländer das obligatorische Er-
lernen der deutschen Sprache! 

Dass sich in Basel niedergelassene
Ausländer den hiesigen Wertvor-
stellungen, Traditionen und Ge-
bräuchen anzupassen haben, ver-
langen die Schweizer Demokraten
seit Jahrzehnten(!) – dies nicht nur
mit ihren politischen Zielvorstel-
lungen – nein, auch im Grossen
Rat wird dementsprechend inter-
veniert. 
Bisher war es aber so, dass u. a.
viele schriftliche Verlautbarungen
der Behörden (Einschulung der
Kinder, Abfallbeseitigung, Steuer-
fragen, usw.) immerzu in mehrere
nicht-schweizerische Mutterspra-
chen der Einwanderer, welche zum
Teil schon seit Jahrzehnten(!) bei
uns leben, übersetzt wurden. Dies
soll nun anders werden; dürfen
auch wir hoffen?
Sollten aber nicht die Profiteure
der Einwanderung den Ausländern
die Deutschkurse bezahlen müs-
sen? Wir sind der Überzeugung,
dass dies nicht Sache der Allge-
meinheit, also der Steuerzahler ist!  

Wir lassen uns nicht 
hinters Licht führen 

Vor wenigen Wochen zeichnete das
Erziehungsdepartement unter der
Führung des (linksliberalen) LDP-
Regierungsrates Christoph Ey-
mann in einer Vortrags- und Dis-
kussionsrunde mit Schulspeziali-
sten/ -interessierten auf, wohin die
Reise mit den Basler Schulen
gehen soll. Dass es mit dem Lern-
erfolg bei zu vielen BS-Schülern
nicht zum Besten steht, haben die
Schulverantwortlichen inzwischen
nicht nur erkannt, sondern auch
zu spüren bekommen (z.B. von
Lehrmeistern, die bezüglich Bil-
dungsstand von BL- und BS-
Schulabgängern massive Unter-
schiede feststellen). Nun werden
z.B. neu in der Weiterbildungs-
schule (WBS) mehrere Klassen-
züge mit unterschiedlichen Ni-
veaux angeboten. Auch wurde das

Fächerangebot umgestaltet, damit
die jungen Menschen nicht nur ihr
«Sozialverhalten trainieren», son-
dern auch noch Schreiben und
Rechnen lernen. 
Einerseits erwartet der Regie-
rungsrat von den in Basel wohnen-
den Ausländern das Erlernen der
deutschen Sprache. Andrerseits –
und dies erstaunt in Anbetracht
der regierungsrätlichen Forderung
im Sprachbereich, dass in naher
Zukunft den in die Primarschule
eintretenden Ausländerkindern
nicht mehr primär Deutsch ver-
mittelt werden soll… Diesen Kin-
dern soll in der Schule zuerst ihre
Muttersprachen (Türkisch, Ser-
bisch, Albanisch, Spanisch usw.)
gelehrt werden, bevor erst später
Deutsch richtig zum Zuge kommt.
Hierzu braucht es aber noch mehr
als eine Hundertschaft ausländi-
scher Lehrkräfte. Ein solches Vor-
haben würde Millionen von Fran-
ken kosten und dies bei den roten
Zahlen in der Staatsbuchhaltung.
Das ist ein Grund mehr, um hier
Nein zu sagen. Vom staatspoliti-
schen Unsinn dieser Idee müssen
wir schon gar nicht sprechen
(Frage: Welche Sprache muss ein
Einwanderer z.B. in Australien er-
lernen?). Und das «Bouquet» zum
Schluss: Beabsichtigt ist sogar,
dass diese jungen ausländischen
ABC-Schützen dazu später noch
ihre Maturaprüfung in Basel in ih-
rer Muttersprache ablegen dürfen
(mind. 16 Sprachen sollen so ge-
fördert werden!). 
Apropos Überfremdung: Dass im
Kleinbasel ganze Strassenzüge von
gewissen Landsleuten aufgekauft
und mit ihresgleichen besetzt wer-
den, scheint die hiesige «Obrig-
keit» auch nicht sehr zu stören,
geschieht dies doch fernab vom
eigenen Domizil. Überfremdung
auf allen Ebenen nennt man diese
Fehlentwicklung. Die Schweizer
Demokraten werden überall, wo
derlei Ungemach überhand
nimmt, die Notbremse ziehen! 

Kleine Schritte führen zum Erfolg

Unsere Kantonalpartei lanciert z.Z.
eine Petition, mit welcher verlangt
wird, dass englische und amerika-
nische Ausdrücke und Wortschöp-
fungen in der kantonalen Verwal-
tung und in den subventionierten
Betrieben nichts zu suchen haben.

Kanton Basel-Stadt

Fortsetzung Seite 10
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tonale Parlament gelingt. Keine
andere Partei – keine!! – erledigt
unsere Arbeit im Kantonsparla-
ment. Und da werden halt immer
wieder wichtige Dinge beschlos-
sen, die den Alltag aller in Basel-
Stadt massgebend beeinflussen. 51
Kandidierende haben sich bereit
erklärt, in den drei städtischen
Wahlkreisen für unsere Sache an-
zutreten. Hut ab vor diesen Patrio-
ten! 
Gehen Sie wählen und motivieren
Sie Bekannte und Kollegen, eben-

falls die Liste 9 Schweizer Demo-
kraten/Volksaktion gegen zuviele
Ausländer und Asylanten in unse-
rer Heimat unverändert in die Ur-
ne, resp. ins Wahlkuvert zu legen.
Bei den Regierungsratswahlen ge-
ben wir die Stimme nur unserem
Kandidaten Thien Egi. Bitte hier-
für die vorgedruckte Liste SD/VA
(Regierungsrat) verwenden. Der
Name unseres Kandidaten darf nur
einmal auf der Liste stehen (die
übrigen 6 Zeilen bleiben leer!).
Herzlichen Dank für die Unterstüt-
zung!

Markus Borner, Präsident SD-BS

Der Regierungsratskandidat der
Schweizer Demokraten Thien Egi
fordert die «Bisherigen» heraus!

Thien Egi, der 30-jährige Elektro-
ingenieur FH, kandidiert nicht nur
im Kleinbasel für den Grossen Rat,
sondern auch für den Regierungs-
rat. Er und seine Partei, die
Schweizer Demokraten, sind mit
der Politik der bisherigen Amtsin-
haber nicht zufrieden. Zunehmen-
de Kriminalität und Gewalttätig-
keiten, Überfremdung ganzer
Quartiere, Verlust der nationalen
Identität wie auch die allgemeine
Orientierungslosigkeit vieler Men-
schen – prägen unseren Kanton. 
Thien Egi möchte hier etwas ver-
ändern – im positiven Sinne. Am
wirkungsvollsten könnte er dies in
der Exekutive tun. 
Den Wählenden kann mit Thien
Egi eine Alternative geboten wer-
den, da er weder dem bürgerli-
chen, noch dem linken Lager an-
gehört: Schweizer Demokraten, so
auch Thien Egi, entscheiden laut
ihrem national ausgerichteten Par-
teiprogramm und ebenso gemäss
gesundem Menschenverstand! 

«Als Patriot sind mir die Basler
Anliegen wichtiger als weltfrem-
de!» Unter dieser politischen Leit-
linie wird der SD-RR-Kandidat sei-
nen Wahlkampf führen.

Schweizer Demokraten BS

Wahlkreis
Kleinbasel 

(34 Mandate)
Egi Thien, 1974
auch Regierungsratskandidat
Elektroingenieur FH
Kassier SD-BS
Mitgl. Karateclub
Shotokan

Cattin Patrik, 1975
bisher
Hörgeräteakustiker
Mitgl. FC-Grossrat
FCB-Fan-Club Dominos
NQVH, SMUV, WWF, VSF 

Eggler Martin, 1964
Wagenführer BVB/
Internetspezialist
Vizepräsident PSVB
Mitgl. Wagenclique
Klybegg-Chnulleri, AUNS
www.eggler.info

Lustenberger Elisabeth, 1935
pens. Geschäftsinhaberin 
Vorstand SD-BS/Protokoll
Mitgl. NQBL, AUF

Häusermann Theo, pens. Gym-
nasiallehrer/Publizist; Lacher Mar-
cel, Spengler-Installateur; Moser
Ernst, parteilos, Verwaltungsange-
stellter PMD; Cattin-Muff Carme-
la, Mutter und Hausfrau; Schibler
Ronny, Automonteur; Grünig Mar-
kus, Zolldeklarant; Knaus An-
dreas, Zolldeklarant; Egi Alina, lic.
rer. pol; Helfer Christian, parteilos,
Pflegemitarbeiter; Widmer Béatrice,
Hausfrau; Born Marco, Audio-Video-
Elektroniker/Zeitmilitär; Brech-
bühler Klaus, pens. Mechaniker;
Kipfer Martha, pens. Filialleiterin.

Küng Madlen, 1936
pens. kaufm. Angestellte
2. Vizepräs. SD-BS
Mitgl. Unternehmervereinigung
gegen den EWR/EU-Beitritt

Bärlocher Xaver, Controller;
Schorro Verena, pens. Verwal-
tungsassistentin; Büchler Marcel,
Betriebswart; Brunner Mario,
kaufm. Luftverkehrsangestellter;
Grimître Raymond, Elektrozeich-
ner; Kollitsch John, Wachmann;
Krebs Walter, pens. Angestellter.

Wahlkreis
Grossbasel-West

(46 Mandate)
Borner Markus, 1955
bisher
Hörgeräteakustiker/
Geschäftsleiter
Verfassungsrat
Präsident SD-BS
Mitglied AUNS, ATB
«Identität Schweiz»

Weber Eric, 1963, VA
alt Grossrat
Journalist
Präs. Volks-Aktion gegen zuviele
Ausländer und Asylanten/VA
Präs. der Org. «Die Schweiz den
Schweizern»

Deck Verena, 1973
Mutter und Hausfrau
Mitgl. Guuggenmusig,
Mieterverband

Ginter Béatrice, 1946
parteilos
Patent- und Marken-
Administratorin Novartis
Karateka, Int. an Literatur/Kultur

Wenger Albert, techn. Angestell-
ter; Hoffmann-Aggeler Yvonne,
pens. Verkäuferin; Buser Roman,
parteilos, kaufm. Angestellter; Zys-
set Emil, pens. Physikassistent;
Wenger Silvana, Verkäuferin; Mo-
ser René, pens. Chef-Bäcker; Wolf
Oskar, pens. Kontrolleur; Rahmen
Hans, pens. Abwart-Strafgericht;
Saner Roswitha, Radiologie-
assistentin/techn. Kauffrau; Wol-
pert-Signorelli Sonia, Hausfrau;
Däppen Bruno, pens. Gruppenlei-
ter; Hug Cornel, pens. Chemie-An-
gestellter; Naldi-Schmidlin Kon-
stanzia, pens. Verkäuferin; Schmid
Peter, pens. Chefmonteur; Frei
Fritz, parteilos, pens. Strassenbau-
er; Grunder Johann, pens. Che-
mie-Angestellter; Schafroth Paul,
pens, Computer-Techniker; Gin-
ter-Hägi Erica, Hausfrau, Cazzato
Oronzo, pens. Sandoz-Angestellter.

Fortsetzung von Seite 9

Wahlkreis
Grossbasel-Ost 

(35 Kandidaten)
Santini. Fernando, 1980
Informatikstudent FH
Vorstand SD-BS
Mitgl. Pro Tell
www.fernando-santini.com

Stoercklé Markus-Beat, 1962
Schriftsteller/freischaffend
Mitgl. AUNS, umverKehR
IG Velo, Pro Bahn, VCS

Stöckli Raymond, 1929
a. Grossrat
pens. Disponent
Präs. Ski-Wanderclub
BVB + Reiseclub Basel

Grossratswahlen: 

Liste 9, SD/VA:
unverändert einlegen! 

In die Regierung: 

Thien Egi wählen!

SD
Schweizer Demokraten

In Ringgenberg-Goldswil

vermieten wir als komfortable

Alters-Residenz
gut eingerichtetes, möbliertes

2-Zimmer-Studio
grosse, sonnige Terrasse 
und Autoabstellplatz. 
Miete inkl. NK Fr. 1200.– Mt.
Telefon 033 828 15 20
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Gewinner des letzten Rätsels:
Ernst Weiss, Wetzikon;
Elmar Schneider, Goldach SG;
Margrit Leuthold, Bern;
Herzliche Gratulation!

Zu gewinnen im Monat September:

3x1 Buch von Jürg Willi
«Das wahre Leben der Helvetia»
gesponsert vom Aare-Rhein-Verlag,
3654 Gunten

Lösungswort und Absender auf Postkarte
schreiben und einsenden an:
Schweizer Demokraten SD, Kreuzworträtsel,
Postfach 140, 3655 Sigriswil
Einsendeschluss ist der 
Samstag, 2. Okt. 2004 (A-Post) – Viel Glück!
Über den Wettbewerb wird keine Korrespondenz
geführt. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Für mich ich es jeweils ein gutes
Gefühl, wenigstens einmal im
Monat meinen Gedanken freien
Lauf zu lassen. Und dies erst noch
für eine Zeitung! Diesmal ist es
aber eigenartig, eigentlich sind es
eher nur Fragmente, die um meine
Aufmerksamkeit ringen. Bilder, die
unverarbeitet direkt vom Fern-
seher oder aus anderen Medien ins
Gehirn gelangen und sich mit
meinen Gefühlen vermischen. Lei-
der meist Bilder von Krieg, Tränen
und Gefangenschaft. Neben dem

schon fast alltäglichen sind aber
noch andere Eindrücke vorhan-
den: Bilder von Olympia-Siegern,
Bilder von starken, glücklichen
Menschen und zufriedenen Zu-
schauern.
Bei dieser Betrachtung wird mir
bewusst, dass ich selber wählen
kann, wohin ich schaue, welche
Bilder für mich wert haben. Zu-
friedenheit, Sonne, Wärme und
Geborgenheit sind für mich erstre-
benswerte Ziele. Ebenso die
Gewissheit, eingebettet in eine

Liebe SD- und Rätselfreunde Heimat zu sein, und von einem ge-
sunden Staat getragen zu werden.
Damit unser Staat aber funktio-
niert, braucht es viele Einzelne, die
gewillt sind, richtig hinzuschauen.
In unserer Partei haben wir Gele-
genheit dazu.

Gelegenheit

Ausserdem gibt es auch wieder
eine Gelegenheit, ein neues Rätsel
zu knacken. Als Gewinn warten
schon drei Bücher auf ihren neuen
Besitzer. Ich freue mich schon auf
viele Reaktionen!

Möglichkeit

Zudem steht nach wie vor die Mög-
lichkeit offen, selber als Sponsor
eines SD-Rätsels aufzutreten. Ein
Anruf unter 033 251 05 34 genügt,
oder eine schriftliche Mitteilung
unter: Schweizer Demokraten,
Postfach 140, 3655 Sigriswil. Das
Ganze unter dem Motto: «Dort
sein, wo auch hingeschaut wird.»
Dies also von meiner Seite, ich
wünsche allen einen schönen
Monat und bis zum nächsten Mal!

Barbara Zbinden, Sigriswil

SD
Schweizer Demokraten
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In dieser Rubrik werden die per-
sönlichen Meinungen unserer Le-
ser wiedergegeben. Diese decken
sich nicht notwendigerweise mit
derjenigen der Redaktion.

Jahreseinkommen
von Fr. 87’834.60
für Asylbewerber

In Vevey lebt ein Asylant, der pro
Jahr 87’834.60 Franken vom So-
zialdienst des Kantons Waadt be-
kommt. Dieser Betrag setzt sich
nach folgenden Sozialhilfe-Ansät-
zen zusammen: «Basisleistung»
von 3255 Franken, für Wohnung
2170 Franken, Krankenkassen-
beiträge Fr. 1082.60, dies ist ein
Einkommen von Fr. 7319.55 pro
Monat. Zwar ist es eine grössere
Familie (fünf Kinder), aber wel-
cher Schweizer, der auch eine
grosse Familie hat, ein gewöhnli-
cher Arbeiter ist, hat ein solches
Einkommen?
Ich hatte während meiner ganzen
Zeit als Lastwagenchauffeur nie
ein solches Einkommen, und wir
waren auch eine grosse Familie.

Bei Asyldebatten im Fernsehen
gibt es immer wieder bestimmte
Kreise, die behaupten, dass die
Asylanten mittellos auf die Strasse
gestellt würden. Dass dies nicht so
ist, sieht man bei dem beschriebe-
nen Fall. Als ich den Artikel gele-
sen hatte, war ich nicht nur sauer,
sondern «stärnhagelverruckt» –
und ich bin es immer noch. Ich
hoffe nur, dass einmal ein soge-
nannter Asylant die Wohnung oder
das Haus einer Person, die immer
so heult, dass es doch alles so arme
Menschen seien, ausräumt oder
wie es mir passiert war, als mich
drei Asylanten aus einer Telefonka-
bine zerrten mit den Worten: «Jetzt
wir telefonieren, du nachher.»

Werner Bianchi, Zofingen

Verheimlicht
Im Abstimmungsbüchlein zur Ar-
mee XXI (18. Mai 2003) wurde mit
keinem Wort erwähnt, dass der
Schweizer Steuerzahler die An-
schaffung von Rüstungsgütern,
Genie- und Minenräumungspan-
zern sowie Spezial-Transportflug-
zeugen und Helikoptern für Aus-
landeinsätze zu finanzieren hat.
Wäre damals korrekt informiert
und nichts absichtlich verschwie-

gen worden, so hätte das Abstim-
mungsresultat, auch im Hinblick
auf die Erhaltung einer glaubwür-
digen Neutralität, wesentlich an-
ders ausgesehen.
Haben wir deshalb den Mut und
zeigen wir Courage, unsere Politi-
ker beim Lügen oder Verschweigen
zu ertappen!

Marcus Stoercklé jun., Basel

Vielleicht hat er die Lage unserer
Zeit erkannt und fährt auf der rich-
tigen Spur? Wenn im jetzigen
Jahrhundert Krieg geführt wird,
prasselt die ganze Zerstörungsma-
schinerie mittels massenweise
ferngesteuerter Raketen direkt
vom Himmel auf unsere Köpfe. Da
könnte uns wohl auch die beste
und teuerste Verteidigungsstrate-
gie nicht mehr helfen.
Jedoch grosse Kriege mit ABC-
Waffen haben auch für Gross-
kapital, d.h. für die wichtigsten
Drahtzieher der Weltpolitik bzw.
Weltherrschaft, einige ärgerliche
Begleiterscheinungen: es sterben
zu viele Menschen. Ein Toter hat
nämlich den Nachteil, dass er als
Kreditnehmer und als Konsument
ausfällt. Und da uns jetzt die
immer unproduktivere Landwirt-

schaft zwingt, ständig noch mehr
Produkte vom Ausland, von den
Getreide-Multis zu beziehen (z.B.
Kartoffeln aus Israel und Getreide
aus den USA), geraten wir automa-
tisch in den gefährlichen, immer
grösseren Sog der Abhängigkeit
vom Ausland. Ein Boykott der aus-
ländischen Weizenlieferung würde
– nicht auszudenken – innert kur-
zer Zeit zum völligen Zusammen-
bruch unseres Vaterlandes führen.
Je länger die «Grosskapital-Draht-
zieher hinter den Kulissen» Euro-
pa mit dem Feindbild der «allge-
genwärtig scheusslichen Terroris-
ten» bedrohen können, desto
länger können sie uns mit immer
neuen und teureren Waffensyste-
men zur Kasse bitten und natür-
lich dabei super profitieren!
Dasselbe gilt auch für deren christ-

Samuel Schmid, das Militär
und die teuren Waffensysteme

Auf Hörerfragen bei Radio DRS er-
klärte der damalige CVP-Bundesrat
Koller, Stammtischgespräche fal-
len selbstverständlich nicht unter
das Antirassismusgesetz. Das Glei-
che haben ranghohe Politiker dem
Volk ebenfalls damals versprochen.
Der gleiche Bundesrat Koller hat
vor der Abstimmung über eine re-
vidierte Bundesverfassung dem
Volk gesagt, es handle sich bloss
um eine «Nachführung», eigent-
lich um ein stilgerechteres Nieder-
schreiben der zum Teil veralteten
Sprache.
Dabei wurden aber bei dieser total-
revidierten Bundesverfassung die
Weichen so gestellt, dass nun dem
Volksstaat Schweiz immer mehr
ein Richterstaat wird. Nicht mehr
das Volk, der Souverän, ist die
höchste Instanz, im Lande, son-
dern so genanntes «Internationa-
les Recht» und «Völkerrecht», auf
das unser Volk keinen Einfluss
mehr hat! So sind denn auch die
Urteile des Bundesgerichtes über
die Kompetenz von Gemeindever-
sammlungen bei Einbürgerungen

neu nun über Ausdehnung des
ARG auf Stammtischgespräche zu
verstehen.
Die Zürcher Kantonsregierung
hatte damals das Antirassismusge-
setz abgelehnt mit der Begrün-
dung, ein solches Gesinnungsstraf-
recht sein, eines freien Staates
nicht würdig und nur in tota-
litären üblich. Das Gesetz wurde
dann aber auf Grund einer riesigen
Propaganda aus dem Bundeshaus
selber knapp angenommen; wird
die Schweiz zu einem totalitären
Staat, wird aus einem einstigen
Volksstaat ein Richterstaat? Leider
sind die unwahren Versprechen des
damaligen Bundesrates kein Ein-
zelfall, in den letzten zehn Jahren
ist das Volk mehrmals falsch orien-
tiert worden!

Josef Huber, Obernau

Wird das Volk systematisch
falsch orientiert?

liche Kredit- und Zinswirtschaft.
Wie das Kreditwesen in den letzten
50 Jahren bewiesen hat, wird die-
ses System inzwischen nicht nur
zur Durchführung von Revolutio-
nen und Kriegen benutzt, sondern
auch zur Versklavung ganzer Völ-
ker, die durch riesige Zinsbelastun-
gen nach Strich und Faden ausge-
beutet werden.
In Verbindung mit den erwähnten
«christlichen Geschäften» der Ge-
treidepolitik verhungern weltweit
sage und schreibe jeden Tag ca.
40’000 Menschen!

Auch unser Kreditwesen muss neu
überdacht werden. Wir Kreditneh-
mer sind völlig abhängig von den
Banken. Was ist, wenn die Zinsen
unserer Hypotheken urplötzlich
wieder steigen und steigen, wenn
wir krank oder arbeitslos werden
und unsere Schuld nicht mehr be-
gleichen können? Dann haben wir
die Bescherung. Denn ein Aufwärts-
trend unserer Wirtschaft in den
nächsten Jahren ist reine Illusion.
Deshalb müssen wir jetzt umden-
ken, bevor unser Zug abgefahren
ist! Carlo Scherer, Sursee

SD
Schweizer Demokraten



Les dés sont pipés
Il y a quelques années, j’ai eu en
mains le livre de Michael Drosnin
intitulé «La Bible: le code secret».
Ecrit en hébreu cabalistique un
mathématicien israélien a décou-
vert un code secret dans la Bible,
qui décrivait en détail des événe-
ments qui se sont produits des mil-
liers d’années après la rédaction de
ce livre jusqu’à nos jours et au-
delà. Grâce aux ordinateurs moder-
nes, ce mathématicien, traumatisé
par ce qu’il avait découvert, écrivit
au Premier ministre israélien en
septembre 1994: «J’ai vu votre nom
barré avec les mots l’assassin assa-
sinera.» Quatorze mois plus tard,
Yitzhak Rabin était abattu d’une
balle dans le dos.
Ce que j’y ai lu moi-même, c’est
qu’après une quatrième terrible
Guerre mondiale, Jérusalem serait
détruit et l’Etat d’Israël dispa-
raitrait. C’est pourquoi, me basant
sur les informations toujours exac-
tes de Pierre de Villemarest qui ont
fait tilt, je vous donne ci-après un
aperçu des situations occultées par
les médias, qui, pour la sphère
francophone, sont en mains, donc
contrôlés par Bouygues et Dassault
fervents mondialistes appartenant
à la franc maçonnerie française,
elle-même affiliée secrétement au
CFR, Fabian, Skull & Bones, Illu-
minati, Golden Down, Bilderberg,
Trilatérale et j’en passe.
Commençons par l’aube du 7 juil-
let, plusieurs centaines d’hommes
armés, équipés de blindés, venus
des territoires de la Russie du Sud,
de la Moldavie et du Caucase, fai-
saient irruption en Ossétie du sud
dans la province de Géorgie dont le
potentat issu du KGB veut qu’elle
soit rattachée à la Russie. Trois
jours plus tard, la télévision russe
aux ordres de Poutine, montrait
des dizaines de soldats géorgiens

Démocrate Suisse
Journa l  pour  une  Su i sse  l i b re  e t  i n dépendan te ,  précédemmen t  «Peup l e  +  Pa tr i e»
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Politique mondiale mondialisée
fait prisonniers, mains croisées
derrière la nuque à genoux sous la
menace des armes des «volontai-
res» accourus au secours de leurs
frères ossétiens. N’oublions pas
que depuis le sommet de Rome en
mai 2002, la Russie est devenue la
partenaire des Etats-Unis pour le
bonheur et la Paix dans le monde.
Cette attaque inopinée a donc ridi-
culisé Washington et son allié à
Tbilissi, le président Saakashvili,
protégé du milliardaire Georges
Soros membre des Bilderberg et de
la Trilatérale. Le 19 juillet Colin
Powell a demandé à la Russie de
prendre davantage de gants, ce qui
fit disparaitre dans la nature ces
soi-disant «volontaires» tandis que
la Maison-Blanche déployait de son
côté tous les moyens pour que les
médias taisent l’incident qui puait
le pétrole et les Français ont obéi
au doigt et à l’œil.
Il s’agit là d’une des nombreuses
poudrières qui sont prêtes à éclater
partout au flanc de l’Europe, infil-
trée par des centaines d’Israéliens,
de Moscou aux confins de l’Afgha-
nistan, en passant par l’Irak et les
régions kurdes.
Par exemple, des agitateurs arabo-
terroristes ont récemment décou-
vert, que dans les régions kurdes
d’Irak, des dizaines d’agents d’Aman,
l’unité 8200 du service secret
d’Israël et du Mossad, aidaient et
encadraient les groupes d’action
du KPD de Massoud Barzani reven-
diquant un Kurdistan autonome.
La majorité des pétroliers anglo-
américains sont hostiles à cette
solution, ainsi que les Turcs qui
seraient les premiers en ligne de
mire pour des représailles justi-
fiées de la part du PKK et autres
terroristes musulmans qui n’atten-
dent qu’une provocation pour
mettre à feu et à sang, cet endroit
du monde abritant dix millions de
Kurdes. Le terrorisme internatio-
nal téléguidé par Oussama Ben
Laden nagerait dans des explosions
antisémites où de la Géorgie aux
républiques ex-soviétiques d’Asie
Centrale, il y a des centaines de
spécialistes israéliens. En voici la
liste:
En Géorgie, c’est une société
hispano-israélienne qui s’occupe

Mary Meissner,
Vernier

de la liquidation des stocks militai-
res soviétiques dont une vingtaine
de bases abandonnées en 1991.
Cette société a même reçu à sa
demande, 6,5 millions de $ afin de
faciliter son travail, directement de
Donald Rumsfeld. Toutes les arres-
tations et répressions à tout oppo-
sant à leur pouvoir sont automa-
tiquement taxés de terroristes et la
Maison Blanche se tait, les pétro-
liers font leur beurre et les conseil-
lers Israéliens mènent leurs petites
affaires.
En Ouzbekistan, le président Kari-
mov est un des meilleurs experts
de l’équipe Sharon. Les experts et
techniciens de la firme israélienne
Bateman Engineering (turbines à
gaz) font la pluie et le beau temps
dans le pays au côté de la Meteg
spécialisée dans le molybdène et
autres métaux ferreux utilisés dans
l’armement et l’aviation.
Au Kazakhstan, le multi-millionai-
re Lev Levalev succède à Shaul
Eisenberg et Yossi Maiman pour
gérer l’exploitation de l’or et de
l’uranium pour le nucléaire. Le
président de ce pays a donné des
ordres à son délégué à l’ONU de ne
pas voter contre lsraël si sa poli-
tique est mise en cause.
En Khirgizie, le président Askar
Azkaiev a pour conseiller l’affairis-
te d’ Haïffa, Mikael Levitine super-
viseur des firmes Kadima, Magal
Security System, etc.
Au Turkmenistan, une des princi-
pales poches de gaz du monde, le
président S. Niazov a pour conseil-
ler Misha Mirkine.
Cette nomenklature n’est pas ex-
haustive et à l’heure d’internet, il
est impossible de cacher quoi que
ce soit. Il est donc facile de penser
que les prévisions de la Bible-code

secret sont prêtes à se réaliser, car
si l’un ou l’autre de ces dictateurs
venaient à disparaitre, l’internatio-
nale musulmane s’empresserait de
déclencher une vaste campagne
anti-sémite dans toute l’Asie Cen-
trale, campagne qui pourrait faire
tache d’huile non seulement au-
tour du Caucase et de la mer Caspi-
enne, mais passerait par l’Afgha-
nistan, le Pakistan et au-delà jus-
qu’en Palestine.
Quant à Poutine, il serait prêt à
prêter main forte pour empêcher le
pétrole, le gaz, les minerais d’être
américanisés.
Le 28 juillet 2004, un signe avant-
coureur a illustré ces prévisions.
Le même jour, à la même heure des
explosifs ont frappé dans la capitale
de l’Ouzbekistan les locaux de
l’ambassade d’lsraël, ceux de l’am-
bassade des Etats-Unis et le bureau
du procureur général de l’Etat. Zvi
Cohen, ambassadeur d’Israël a re-
levé la parfaite synchronisation de
ces attentats commis par un kami-
kaze. Dans les médias du monde,
seul le New York Time daté du 31
juillet s’est intéressé à cette action
qui a blessé et tué plus d’une dou-
zaine de personnes. Moscou n’a
rien dit. Washington a immédiate-
ment mis en état d’alerte une de
ses bases en Ouzbekistan, dont
Sergueï Tvanov, le ministre russe
de la Défense, réclamait il y a une
semaine encore qu’elle soit éva-
cuée par les Américains. D’ailleurs
le Pentagone est en effervescence
ces jours-ci en repositionnant ses
troupes encore stationnées en Eu-
rope, vers d’autres destinations.
Bref nous dansons sur un volcan et
les différentes sectes qui prédisent
la fin ou une fin du monde, doivent
se délecter d’avance.

Le pilori
Vous avez dit «bizarre?»
En Tchéquie une chaine de super-
marché a voulu faire porter à ses
vendeuses un bandeau rouge sur le
front pendant leurs règles. A la vue
de celui-ci, les clients auraient été

plus tolérants et pour les chefs de
service, ils auraient mieux compris
de plus fréquents déplacements
aux toilettes. Mise au courant, l’in-
spection du travail a fait interdire
une telle folie. Octopus 

Tiré du magazine Femina
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Politique – Questions
d’influence étrangère
Nous l’avons dit et redit des centai-
nes de fois. Notre lutte contre la
surpopulation étrangère est basée
sur plusieurs facteurs, entre autres
celui de la destabilisation poli-
tique. Avant la destruction du mur
de Berlin, notre lutte contre le
communisme avait sa raison d’être
violente, aujourd’hui cette lutte a
changé de visage et elle devient
plus feutrée, mais nous ne devons
pas baisser la garde, car l’interna-
tionale socialiste, est toujours d’ac-
tualité. Il n’y a qu’à voir le Parle-
ment de l’UE. roserouge, qui est
devenu plus rouge que rose depuis
l’entrée des 10 pays de l’ Est eux-
mêmes camouflés sous des ori-
peaux trompeurs, alors que la Rus-
sie, elle-même ayant effacé le mot

soviétique de son vocabulaire, con-
tinue à les phagocyter et à les spon-
soriser.
Notre principal argument est tou-
jours l’immigration qui est dange-
reuse pour notre mentalité hel-
vétique parce qu’elle vient renfor-
cer le parti socialiste au détriment,
comme on peut le constater, du
parti radical. Heureusement que
l’UDC prend du poil sur la bête
pour contrecarrer ces tendances
socialo-communistes. Voici une
preuve flagrante de ce que j’avance.
Dans la commune de Vernier, la
plus grande après Genève-ville où
j’habite, on compte parmi les auto-
rités communales: 3 E, 3 DC, 4 L, 4
UDC, 4 R, 10 S plus 5 AdG soit 15
gauchistes. Et les noms de ces per-

En parcourant la presse
Energie
Le trust allemand de l’énergie
«E.On» et le géant russe du gaz na-
turel mi-étatique «Gasprom» ont
signé à Moscou un contrat-cadre
sur la construction d’un gazoduc
de Russie à la côte baltique alle-
mande. Une Concrétisation de
l’axe Berlin-Moscou qui va sûre-
ment déplaire à Bush et Cie.

La turkisation de l’Allemagne
Un journal allemand de juin 2004
cite une déclaration du député so-
cialiste au Parlement européen,
Vural Öger, Allemand d’origine
turque, qui a affirmé dans le jour-
nal «Hürriyet» d’Istambul: «Ce
que le sultan Suleyman a commen-
cé en 1529 par le siège de Vienne,
nous le réaliserons par les habi-
tants d’origine turque avec nos
hommes robustes et nos femmes
saines (et prolifiques Ndlr), afin
que ceux-ci remplacent (avanta-
geusement) le peuple allemand».
Vive l’immigration officielle et offi-
cieuse.

Dans Rivarol du 25 juin
Avec l’élargissement de l’Europe le
1er mai 2004, ce sont plus de 2 mil-
lions de Tziganes qui ont obtenu
leur passe-droit pour débarquer
dans les 15 pays de l’Union, pre-
mière vague annonçant les 2 aut-
res millions qui entreront en 2007,

Superbes 
prisons canadiennes

Comme partout en Europe, les pri-
sons au Canada sont archi-pleines.
Mais contrairement à nos gouver-
nements qui essaient de palier à
cette carence, les Canadiens se
conduisent vis-à-vis de leurs pri-
sonniers pire que les Américains
en Iraq. Ainsi j’ai appris que cer-
tains prisonniers politiques sur-
tout restaient enfermés sans
sommeil, avec lumière 24 h, sur 24
sans serviette et sans douche, pas
d’oreillers, pas de dentifrice, pas de
brosse à dents, de savon, d’air frais,
de peigne ou de chaussures. Les

prisonniers doivent demander
pour en avoir, ainsi qu’en ce qui
concerne le papier toilette. La lite-
rie appelée «couverture suicide»
n’est changée qu’une fois par an,
une torture! Naturellement pas de
TV, pas de radio, pas de bibliothè-
que, pas de gymnastique. Ce n’est
pas Abou Greib, mais c’est pire.
Est-il imaginable qu’un peuple ci-
vilisé agisse de telle manière? Le
prisonnier en question s’appelle
Ernst Zündel et son crime est
d’avoir soutenu les thèses négatio-
niste de Faurisson. Octopus

sonnes sont d’origine étrangère
comme Monserrat Blanco, Delfino
Boti-Kiese, Nicola Domico, Denis
Chiaradonna, Nicola D’Amico, Ga-
rofalo Romaine, Edouardo Her-
rera, Alberto Perez-Yanez, Ruth
Righenzi, Dalaglio Andrea c.à.d.
une dizaine, soit un groupe majori-
taire qui fait de notre commune, le
drapeau rouge du canton, avec la
plus grand proportion d’immigrés
et 3 centres de réfugiés, plus un
budget dificitaire bénéficiant de la
péréquation financière. Notre joli
village classé a dû subir l’agrandis-
sement par des verrues disgracieu-
ses d’HLM qui l’entourent d’une
ceinture de béton empiétant sur
les champs, forêts et rivières, plus
les citernes de gazoil, l’aéroport,
l’usine d’incinération des Chene-
viers, l’ancienne usine à gaz, un
dépôts de pneus, un cimetière de
vieilles voitures, l’usine de Givau-
dan, et la station d’épuration d’Aï-
re. Nous sommes gâtés en odeurs,
bruit, et dangers divers.

De plus, la plus petite parcelle de
terrain est bétonnée, on construit
devant chez moi 54 villas mitoyen-
nes avec de minuscules jardins, tel-
les les dix qui viennent de se termi-
ner derrière ma maison. Et si nous
acceptons ces plans de zones c’est
pour éviter un déclassement en zo-
ne de petits immeubles, sans ver-
dure autour.
Après tout ça, n’avons-nous pas
raison de nous plaindre et de re-
douter de plus graves dégradations
dans notre manière de vivre?

Charlotte Morel

avec l’adhésion de la Roumanie
(où se retrouvent déjà tous les
Roms de la Moldavie ex-so-
viétique et de l’Ukraine) ainsi que
de la Bulgarie, où transiteront les
tziganes turcophones et musul-
mans. La Suisse naturellement
sera aussi visée.

Discrimination en Israël
Le gouvernement d’Ariel Sharon
s’est rendu compte que la popula-
tion juive avait tendance à dimi-

nuer et vieillissait. Alors il a auto-
risé l’adoption d’enfants blancs,
les nègres et autres colorés étant
strictement interdit de séjour. Dix
associations ont créé des réseaux
à l’étranger pour répondre aux
demandes d’adoption toujours
plus nombreuses. Les blonds sont
préférés. L’adoption des petits
tiersmondistes c’est bon pour
l’Europe occidentale. Pour sa sur-
vie, Israël a besoin d’enfants de
bonne race. On croirait entendre
les nazis.
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L’Armée perd la tête
Ce qui n’était au début qu’un feuil-
leton d’été est en passe de devenir
un raz-de-marée. La faute, à vrai
dire, remonte assez loin: on a laissé
la bride sur le cou à des spécialistes
– alors qu’il eût fallu des généralis-
tes – pour concocter ce qu’Adolf
Ogi a appelé L’Armée XXI. A l’épo-
que, la plupart des commandants
des grandes unités étaient d’avis
que l’organisation Armée 95, moy-
ennant quelques adaptations, était
celle qui convenait le mieux à
notre pays. Peine perdue les adora-
teurs du nouveau chapeau de Gess-
ler ont gagné la partie en votation
populaire, réunissant les antimili-

taristes tout heureux de voir qu’on
faisait le travail à leur place, plus
ceux qui veulent bien une armée,
mais en faire le moins possible,
plus les braves gens qui ont cru les
paroles lénifiantes de Samuel
Schmid.
La psychologie n’ayant jamais été
le point fort de l’armée, ceux qui la
dirigent, politiquement et militai-
rement ont cru naïvement qu’ils
allaient motiver les officiers, la
troupe, les recrues et la population
et déclarant qu’ils étaient incapa-
bles de remplir leur mission pre-
mière assurer la défense du pays.
Ils y ont ajouté une faute impar-

Premier août 2004 – 
un goût d’amertume

Quelle belle salade interlope avons-
nous dû subir une fois encore cette
année. Sous les décors et tee-shirts
frappés de la croix blanche sur fond
de gueule, il n’y avait aucune fer-
veur patriotique véritable, puisque
les musiques étaient toutes issues
de folklore étranger. Et l’on parle à
longueur d’année d’intégration!
Les critiques dans les médias s’en
sont donné à cœur joie pour déni-
grer les discours, les inaugurations
et les chants teintés de patriotisme.
Ce mot honni ces dernières années
a resurgi timidement, les feux sont
restés les mêmes, mais il manquait
les danses et costumes cantonaux
baignés dans l’enthousiasme sincè-
re d’un pays qui tente vaillamment
de garder sa spécificité face à trop
de compromis exigés par les gran-
des puissances qui nous entourent.
D’un côté, la presse et autres mé-
dians n’ont pas eu de mots assez
forts pour semer l’opprobe sur nos
élus et leurs performances poli-
tiques, alors que d’autre part, les
éloges et commentaires admiratifs
n’ont pas manqué pour décrire les
danses vietnamiennes et leur dra-
gon coloré, ou détailler des nom-
breuses écoles de salsa et de hip-
hop invitant les Suisses à venir
s’imprégner d’exotisme.

Alors qu’une fête nationale devrait
emporter les citoyens dans un mê-
me élan de cohésion nationale
excluant pour un jour les influen-
ces étrangères supportées à lon-
gueur d’année, alors que la presse
pour une fois pourrait redonner à
nos cœurs l’amour d’une patrie en
perditon et insuffler à nos âmes la
force de rester ce que nous som-
mes, elle s’ingénie à saper ce qui
nous reste d’illusion à travers des
critiques inadéquates ce jour de
premier août. On peut être à juste
titre jaloux des Français portant
aux nues leur coq gaulois et accla-
mant leur défilé du 14 juillet, on
peut admirer les parades militaires
aux Etats-Unis sous une pluie de
confettis ou les commémorations
polonaises empreintes de dignité et
de recueillement aussi ce premier
août, car face aux lake parades res-
semblant aux gay pride déhanchées
dans nos rues suisses, nous ne
sommes que des marionnettes sans
consistance. Pauvre fête nationale
ravalée au rang d’opéra-bouffe!

Maria de Seinmers

Le pilori
Animaux martyrs
Nous lisons dans la presse à deux
reprises qu’en Thurgovie, des
voyous s’en sont pris à de pauvres
vaches. Le premier épisode concer-
nait trois individus qui ont tranché
les pis d’une vache broutant tran-
quillement dans un pré. Le paysan
dû l’abattre. Mais combien de
temps a-t-elle souffert en perdant
son sang? Le deuxième cas s’est re-
produit aussi en Thurgovie où pro-
bablement les mêmes barbares ont
coupé un trayon d’une vache por-
tante. On dirait que ce sont des
étrangers qui s’en prennent au
symbole suisse qui est souvent une
vache dans l’esprit des nations qui
nous entourent. Si je parle d’étran-
gers, surtout des Espagnols, c’est
parce que dans ce pays (comme au
Portugal), les corridas sont un
sport national, que les courses aux
taureaux et aux ânes sont couran-
tes dans n’importe quel petit villa-
ge où même les enfants appren-
nent à lancer des fléchettes dans
les yeux de ces malheureuses bêtes
tout en les battant à mort, vaches
comprises. Ils coupent la tête des
poulets, les pendent aux arbres
pour jouer au pushing ball et
noient ces bêtes à moitié mortes
lorsque les villageois habitent la
côte.
On comprend aussi pourquoi en
Suisse nous avons trouvé des cy-
gnes avec le cou tranché, et un de
leur nid où il y avait des œufs,
écrasé par une chaise en fer forgé.
Ici nous protégeons les animaux et
leur octroyons des conditions de
vie décentes, nous changeons les
lois pour protéger les animaux de
rente contre des actes ou des trans-

ports inhumains et de tels actes
barbares n’existaient pas avant l’ar-
rivée massive de ces requérants qui
usent et abusent de notre hos-
pitalité. Lors de mes voyages au-
tour du monde, j’ai vu de pauvres
chiens et chats diformes se nourrir
dans les poubelles libanaises à ciel
ouvert au coin des rues, j’ai vu au
Maghreb de pauvres petits ânes
écrasé de chaleur portant de lour-
des charges es glissant sur des pa-
vés inégaux, j’ai vu des chameaux
secouant leur tête pour chasser des
mouches qui piquaient leurs beaux
yeux aux longs cils, en Jordanie, 
de petit chats mourant de faim
étaient shootés par les grosses sa-
vates de bédouns buvant leur thé
de menthe sucré à l’aéroport, pen-
dant que leur monture se mourait
de chaleur sous un soleil de plomb.
Au Niger et en Tanzanie, des bra-
conniers tuaient des éléphants et
des rhinocéros. Maintenant que
des Sud-Américains sans papiers se
pointent chez nous (comment
font-ils pour venir sans coup férir
jusqu’ici?) je dois aussi parler des
arènes mexicaines où les torreros
n’ont rien à envier aux Espagnols.
Il y a d’autres méfaits perpétrés sur
les baleines, les blanchons, les
dauphins, et autres mammifères
marins, mais les Chinois, Japonais,
Norvégiens ou Canadiens ne vien-
nent pas encore demander l’asile
chez nous, et nous n’avons pas de
mer. 
C’est désespérément triste de de-
voir supporter, en plus d’autres
déprédations, ces comportements
dégradants et qui font mal à nos
âmes d’Helvètes remplies de com-
passion.

Octopus

donnable: l’abandon des unités
cantonales, qui remontaient en fait
à la fondation de la Confédération.
Finalement, ils ont voulu nous fai-
re ingurgiter une médecine impor-
tée, oubliant deux choses: l’une, de
se rappeler que dans notre pays
réunissant des populations de cul-
tures et de langues différentes, l’ar-
mée est l’élément essentiel de la
cohésion nationale, et l’autre que
la Suisse est le seul pays au monde,
dans lequel le peuple peut décider
du maintien ou de la suppression
de l’armée.
De 1939 à 1945, nous étions
menacés par la plus puissante
armée au monde et ni le gouverne-
ment, ni le général, ni l’armée ni la
population n’ont flanché, alors que
tous nos voisins avaient capitulé.
Aujourd’hui, au milieu d’une Eu-
rope désarmée, infiltrée militaire-
ment par les Américains, il suffit
que quelqu’un éternue à l’autre
bout de la planète pour que l’on
courre chez nous chercher les dra-
peaux blancs! L’image que nos res-
ponsables donnent de leur pays et
de sa volonté d’exister est simple-
ment désastreuse!

Conclusion

1. Conscient de la gravité de la si-
tuation, à laquelle il a largement
contribué, Samuel Schmid doit se
retirer.
2. Le Parlement doit mettre à dis-
position tous les officiers généraux
qui ont soutenu Armée XXI.
3. Il y a lieu de mettre en œuvre,
cette année encore, une organisati-
on militaire strictement de milice
– qui existe – correspondant à not-
re mentalité, à nos besoins et à not-
re défense, en rétablissant priori-
tairement les états-majors des qua-
tre Corps d’armée et les unités
cantonales.
4. L’aviation n’étant qu’une arme
de prestige dont le coût annuel
total avoisine le quart du budget
militaire (sans parler des program-
mes d’armement) pour un ratio
d’efficacité problématique, sa sup-
pression permettra de garder le
budget militaire dans les limites
actuelles, tout en renforçant l’ar-
mée.

Jean-Pierre Margot, Neuchâtel

Démocrates
Suisses
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Parolen der Schweizer Demokraten (SD)

Nein, denn Eingebürgerte 
werden wieder durch 

Neueinwanderer ersetzt!
Die Schweizer Demokraten haben
an ihrer Delegiertenversammlung
in Bern folgende Parolen zu den
eidgenössischen Abstimmungen
vom 26. September 2004 gefasst:
Einhellig mit 75 zu 0 Stimmen
werden beide Einbürgerungsvor-
lagen abgelehnt, denn es muss be-
fürchtet werden:
– dass jeder Eingebürgerte wieder

durch Neueinwanderer ersetzt
wird, womit immer mehr Leute
ins Land drängen und die Über-
fremdung und Übervölkerung
unseres dicht besiedelten Landes
weiter zunimmt ...

– dass diese Leute dann allermeist
den Doppelpass haben (Figgi und
Mühli) und diesen nach Belieben
einsetzen werden (siehe negative
Beispiele von jungen Spitzen-
sportlern!)…

– dass junge Ausländer mit nur
fünf Jahren Schuldbildung und
zwei Jahren Wohnsitz in der Ein-
bürgerungsgemeinde als Mini-
malerfordernis zu wenig ausge-
bildet und integriert sind…

Einmal mehr werden der Stimm-
bevölkerung zwei Abstimmungs-
vorlagen vorgelegt und der Öf-
fentlichkeit wird vorenthalten, wie
die gesetzliche Ausgestaltung der
beiden Verfassungsvorlagen aus-
sieht. Dies ist eine Mogelpackung,
für die sich die Regierenden schä-
men sollten. Die SD verlangen vom

Bundesrat, dass er das Volk in
Kenntnis sämtlicher gesetzgeberi-
scher Details abstimmen lässt!

Ja zur Postinitiative

Fast einhellig unterstützen die SD
die Vorlage zur Erhaltung der Post!
Die SD wenden sich vehement ge-
gen jedwelche Privatisierungsvor-
haben der Post, welche dann vom
Volk «ausgebadet» werden müs-
sten. Post, Bahn und Energie sind
Grundlagen unseres Staatswesens.
Sie dürfen nicht der Spekulation
geopfert werden!

Nein zur 
Mutterschaftsversicherung

Mit deutlicher Mehrheit  wenden
sich die SD gegen die erneute
Zwängerei zur Einrichtung einer
Mutterschaftsversicherung, die auf
die Länge hinaus kaum bezahlbar
sein wird. In einer Zeit, wo kaum
Geld für AHV und IV vorhanden
sind, darf nicht noch der Grund-
stein zu einer neuen Sozialversi-
cherung gelegt werden. Eine SD-
Minderheit vertritt den Stand-
punkt, dass unser Volk mit einem
Ja vor einem  längerfristigen Aus-
sterben bewahrt werden soll.

Schweizer Demokraten (SD), 
Nationalrat Bernhard Hess, 

SD-Zentralsekretär

Rassismusgesetz: SD empört über das neueste
antischweizerische Urteil des Bundesgerichts

Die Schweizer Demokraten sind
der Meinung, dass unser Bundes-
gericht immer mehr zum Staat im
Staate wird. Es hat schon des öfte-
ren mehr als fragwürdige Urteile,
meistens zu Lasten des Schweizer-
volkes, gefällt. Den vorläufigen
Tiefpunkt hat sich unser Bundes-
gericht geleistet, indem es willkür-
lich das Maulkorbgesetz, welches
den Zweck hat, das Schweizervolk
zu diskriminieren, verschärft hat.
Die Schweizer Demokraten protes-
tieren energisch gegen diese neue
Verschärftung des Maulkorbgeset-
zes zu Lasten von uns Schweize-
rinnen und Schweizer. Solche Ur-

teile haben mit unserer Demokra-
tie nichts mehr zu tun und wären
einem der berüchtigten Volks-
gerichte unseligen Angedenkens
würdig. Die Änderung eines Geset-
zes bleibt in der Schweiz immer
noch dem Parlament und via Refe-
rendum dem Schweizervolk vorbe-
halten, obschon unsere Demokra-
tie in den letzten Jahrzehnten von
Bundesrat und Parlament immer
mehr ausgehöhlt worden ist.

SD-Medienmitteilung vom 
16. August 2004, 

Grossrat D. J. Najman, 
Pressechef SD Schweiz

SD-Flugblatt:

Erleichterte
Einbürgerung –

Nein
Die Bezirksgruppe Baden hat
ein Flugblatt gegen die beiden
Vorlagen vom 24. September
betreffend erleichterte Einbür-
gerung entworfen. Die Vorder-
seite ist mehrfarbig, die Rück-
seite einfarbig (schwarz) ge-
druckt. Format A4, einmal
gefalten. Kosten pro Flugblatt
15 Rappen; Mindestbestellmen-
ge sind 100 Flugblätter. Dazu
kommen die Portokosten. Be-
stellungen sind zu richten an:
SD Baden, Postfach 1213, 5401
Baden. Das Flugblatt kann unter
www.schweizer-demokraten.ch
begutachtet werden.

Ringgenberg am Brienzersee
Möchten Sie in eine private

Alters-Pension gehen?
Wir bieten schöne, möblierte
Einzelzimmer, mit Dusche/WC
Fernseher und Telefon, 
mit Hotel-Service.
Weitere Auskünfte unter 
Telefon 033 828 15 20

SD auf Internet 
www.schweizer-
demokraten.ch

Anzeige


